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I. Verordnungen und Entscheidungen.

Gewerberechtliche Behandlung der Erzeugung von
Bambnsmöbeln.

Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 23 . Juni 1913,
Z . 32875/12 , intoniert mit Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei
vom 2. Juli 1913 , Z . I a 1835 (M . B . A . VIII , 1043/1/13,
Normalienblatt des Magistrates Nr . 53 ) :

Das Handelsministerium gibt dem Rekurse des H. R . in Wien gegen
die d. ä . Entscheidung vom 13 . August 1912 , Z . I a 1610/1 , mit welcher in
Bestätigung des Bescheides des magistratischen Bezirksamtes für den VIII . Bezirk
in Wien vom 15. März 1912 , Z . 11424 , dem Genannten der Gewerbeschein
für die Erzeugung von Bambusmöbeln im Standorte Wien VIII.
mangels Erbringung des Befähigungsnachweises für das Tischler - oder das Korb¬
flechtergewerbe verweigert wurde , Folge , behebt die unterinstanzlicheu Ent¬
scheidungen und ordnet , das Vorhandensein der übrigen gesetzlichen Bedingungen
des selbständigen Gewerbeantrittes vorausgesetzt , die Ausstellung des fraglichen
Gewerbescheines an , weil die Erzeugung von Gegenständen aus Bambusrohr
durch einfache Zusammensetzung des Rohres , welche unter Befestigung durch
Schrauben und Nieten bei Anbringung von Metallbeschlägen au den Enden
erfolgt , keine solchen Produktionstätigkeiten umfaßt , die für sich allein den
Gegenstand der handwerksmäßigen Gewerbe bilden könnten , weshalb diese Er¬
zeugung als ein freies Gewerbe anzusehen ist.

2 .

Aufnahme von Tuberkulosekranken im Rudolfs
Spitale in Kairo.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Juni 1913,
Z . 8-810 , M . Abt . X , 7072:

Es hat sich in den letzten Jahren wiederholt der Fall ereignet , daß sich
mit Tuberkulose behaftete österreichische oder ungarische Staatsangehörige nach

Kairo begeben haben , um in dem dortigen dem österr .-ung . Hilfsvereine ge¬
hörigen Rudolfs -Krankenhause Aufnahme zu finden.

Ganz abgesehen davon , daß nach Ansicht vieler ärztlicher Autoritäten
klimatisch Ägypten für das bezeichnte Leiden kaum indiziert ist, wird es sich
das Rudolfs -Spital im Interesse seiner Pfleglinge in Hinkunft zur Richtschnur
nehmen , Kranken , die chronisch an Tuberkulose der Atmungsorgane leiden , die
Aufnahme zu verweigern.

L.
Titelführung von Privatlehranstalten.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 4 . Juli 1913,
X-2027/II (M . Abt . XVII . 2328/1913 , Normalienblatt des
Magistrates Nr . 50 ) :

Die Anzeigen , betreffend die Eröffnung von Privatlehranstalten , wurden
seinerzeit in der Regel unter dem Vorbehalte zur Kenntnis genommen , daß
die Anstaltsinhaber die Anstalt nicht als „ Schule " bezeichnen dürfen.

Nachdem das Ministerium für öffentliche Arbeiten anläßlich eines kon¬
kreten Falles ausgesprochen hat , daß das Verbot der Bezeichnung einer Privat¬
lehranstalt als Schule jeder rechtlichen Begründung entbehrt , wird in Hinkunft
von der Statutierung eines derartigen Verbotes Umgang genommen werden.
Soweit solche Verbote in einzelnen , die Eröffnung von Privatlehranstalten
betreffenden Erlässen statuiert worden sind, ergeht im Einverständnisse mit dem
n .-ö. Landesschulrate die Weisung , denselben eine rechtliche Bedeutung weiterhin
nicht mehr zuzumessen, somit insbesondere auch ihre Außerachtlassung nicht
unter Strafe zu stellen.

4 .
Zulassung von Scheidewänden aus Schlackenbeton

steinen.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 5. Juli 1913 , M.

Abt . XIV , Z . 1052 , an die Firma R . Hoffmann L Komp,
und Ziegelindustrie -Aktiengesellschaft „Ziag " :
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In Erledigung des Ansuchens der Firma R . Hoffmann  L Ko  in p. ^
in Wien und der Ziegelindustrie -Aktiengcsellschaft „Ziag " wird die Verwendung ^
der der Ziegelindustric -Aktiengesellschaft „ Ziag ' patentierten Scheidewände aus
Schlackenbetonstcinen (Ziag -Wäudc ) bei Hochbauten im Gemcindegebicte von
Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die Steine haben die m der Zeichnung dargestellte Form zu erhalten.
Sie sind auf maschinellem Wege aus Schlackenbeton , dessen Mischung nicht
schlechter sein darf als 1 m ,̂ gekörnte Lokomotivschlacke auf 200 Roman-
zement , unter Druck herzustellen , und mindestens vier Wochen lagern zu lassen.
Die zur Verwendung kommenden Steine müssen im ganzen Zustande flach in
die Presse gelegt eine Druckfestigkeit von mindestens 80 k^/cm ^ aufweisen.

2 . Diese Wände dürfen nur als unbelastete Scheidewände und nur zur
Trennung einzelner Bestandteile einer Wohnung oder eines Geschäftslokales,
jedoch nicht zur Abtrennung verschiedener Wohnungen oder Geschäftslokale ver¬
wendet werden.

3 . Die Wände sind auf jeder Seite mit einem 5 mm starken Verputz zu
versehen, so daß die Stärke der fertigen Wand 7'5 cm beträgt.

4 . Zum Aufmauern und zum Verputzen ist verlängerter Wcißkalkmörtel
zu verwenden , dessen Raummischungsvcrhältnis nicht schlechter sein darf , als
1 Teil Portlandzement , 1 Teil Weißkalk und 10 Teile reiner Wellsand.

5 . Die Wände sind an den Hauptmauern durch Schmatzen , durch Keile
oder durch Eisendorne und an der Decke durch Keile entsprechend zu befestigen.
Hiebei ist eine Beschädigung von Tragpfeilern zu vermeiden . Der Türstock ist
mit der Wand durch Effeudorne in feste Verbindung zu bringen.

6. Die Wände sind auf Tragkonstruktionen zu stellen. Für die Be¬
rechnung der Träger ist das Gewicht der verputzten Wand mit 90 ü»/m ^ an-
zunehmen.

7. Die Wände dürfen nicht höher als ein Stockwerk und nur auf eine
Länge von höchstens 6 m ausgeführt werden

8 . Die Errichtung derartiger Wände gehört zu den Befugnissen der
konzessionierten Baugewerbetreibenden und ist in den Bauplänen auszuwciscn.

9. Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen , sowie
die gänzliche Zurücknahme der Bew lligung auf Grund der Erfahrungen bleibt
Vorbehalten.

Die beigebrachten Beilagen werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

L.
Unterftellnug marokkanischer Untertanen nnter den

Schutz der spanischen Botschaft und Konsulate.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 5. Juli 1913,
Z . IX 1934 , (M . Abt . XXII , 2527 ) :

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 10 . Juni 1918
Z . 20281 , hat der königl . spanische Botschafter in Wien an das k. u . k. Mini
sterium des Äußern die Mitteilung gelangen lassen, daß von nun an im Sinne
des Artikels XXll des spanisch-französischen Marrokkoabkommens vom 27 . No¬
vember 1912 die marokkanischen Untertanen , die aus der spanischen Einfluß¬
zone Marokko stammen , hierzulande unter dem Schutze der königl . spanischen
Botschaft und der königl . spanischen Konsularvertreter stehen werden.

G.
Einsendung von tierischen Organteileu re zur Unter

snchung ans Vergiftung . — Vorschrift.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7. Juli 1913,

Z . Vt -3008 , M . Abt . IX , 3032:
Das k. k. Ackerbauministerium hat mit dem Erlasse vom 21 . Juni 1913,

Z . 25961 , folgendes hieher eröffnet:
Es ereignet sich öfters , daß seitens der Amtstierärztc Organteile oder

der Mageninhalt vermutlich vergifteter Tiere oder auch Futtermittel an die
Lehrkanzel für Chemie der k. k. tierärztlichen Hochschule in Wien zur Unter¬
suchung mit der Bitte um Bekanntgabe des Ergebnisses derselben eingesendet
werden , sich bei dieser Untersuchung aber weder eine Vergiftung der betreffen¬
den Tiere noch das Vorhandensein giftiger Bestandteile in den Futtermitteln
Nachweisen läßt.

Auch ist es wiederholt wegen der Tragung der aus Anlaß d r
vorgenommenen Untersuchung aufgelaufenen Kosten zu Differenzen ge¬
kommen.

Die k. k. Statthalterei wird daher eingeladen , die Unterbehörden darauf
aufmerksam zu machen , daß in jenen Fällen , in welchen — abgesehen von
den gerichtlicherseits angeordneten Untersuchungen — von einem Amtstierarzte
oder einer Untcrbehörde die Lehrkanzel für Chemie an der Wiener tierärzt¬
lichen Hochschule zur Durchführung einer chemischen Untersuchung von
tierischen Organteilen , Mageninhalt rc. und von Futtermitteln und dergleichen
angegangen wird , vorerst sichergestellt sein inuß , wer die Kosten einer
solchen Untersuchung , welche in einem jeden Falle 100 bis 150 X ausmachen,
zu tragen hat.

Sollte eine solche Untersuchung , die in der Regel zwei bis drei Monate
dauert , als im Interesse der staatlichen Veterinärverwaltung gelegen, unbe¬
dingt erforderlich sein, so ist die Entscheidung hierüber von der k. k. Statt¬
halterei zu treffen und müßten in diesem Falle die auflausenden Kosten aus
dem Staatsschätze getragen und bei der Post „ Epizootie -Auslagen " verrechnet
werden.

Über jeden derartigen Fall ist an das k. k. Ackerbauministerium zu
berichten.

Bei der Einsendung der Präparate zur chemischen Untersuchung ist nach
der beiliegenden Instruktion vorzugehen.

* *
*

I n st r u k t i o n

zur Einsendung von tierischen Organteilen , Mageninhalt rc. sowie von Futter¬
mitteln und dergleichen zum Zwecke der Durchführung einer chemischen Unter¬
suchung an der Lesrkanzel für Chemie der k. n. k. Tierärztlichen Hochschule in

Wien auf Vergiftung.

In Fällen , bei welchen der begründete Verdacht einer Vergiftung vor-
licgl , sind, um eine rationelle Untersuchung zu ermöglichen , folgende Maß¬
regeln einzuhalten:

1. Der Sendung ist ein Begleitschreiben anzuschließen, in welchem die
genauestens festzust llenden Umstände des Falles bekanntzugeben und ins¬
besondere jene Momente hervorzuheben sind, auf Grund welcher der Verdacht
einer Vergiftung gegründet wird . Ergeben sich begründete Vermutungen , daß
das Gift mit dem Futter oder dem Tränkwasser einverleibt worden ist oder
daß der Anstrich des Stalles oder von Stallgeräten die Ursache der Vergiftung
sei oder sind verdächtige Pulver oder Flüssigkeiten aufgefunden worden u . s. w.,
so sind nicht allzu kleine Proben dieser Objekte (Futtermittel 2 bis 3 kss,
Tränkwasser 5 bis 10 Liter, abgekratzte Anstrichfarben rc.) mit einzusenden.

2. In diesem Schreiben ist ferner in möglichst eingehender Weise der
Verlauf der Erkrankung mitzuteilen , wobei insbesondere auf die genauere
Beschreibung von etwaig aufgetretenen Krämpfen und auf das Verhalten der
Pupillen Bedacht zu nehmen ist.

Liegt Erbrochenes oder während der Erkrankung abgesetzter Mist vor , so
sind diese gleichfalls einzusenden.

3. In jedem Falle ist eine eingehende Obduktion sämtlicher Organe der
Brust - und Bauchhöhle vorzunehmen und die Schädelhöhle zu eröffnen . Die
zur chemischen Untersuchung bestimmten Organe sind sorgfältig vor jeder
Verunreinigung zu schützen.

Es ist daher unter anderem auch jede Berührung mit Erde , mit Des¬
infektionsmitteln , mit Metallgegenständen (außer eisernen und vernickelt m)
sorgfältig zu vermeiden . Die exentcrierten Organe sind vor der Disseklion mit
reinem Wasser abzuspülen . Die Disseklion soll auf Glasplatten , Porzellantassen,
emaillierten Blechtassen oder in Ermanglung solcher Utensilien auf blank ge¬
scheuerten Holzbrettern oder reinen Tüchern vorgenommen iverden . Die Bind¬
fäden , welche zum Abbinden von Magen und Darm verwendet , werden , müssen
neu und vor der Verwendung in Wasser ausgewaschen sein. Über die Obduk¬
tion ist ein genaues Protokoll aufzunehmen , in welchem auch auffallende Ge-
ruchswahrnehmungen , welche bei der Eröffnung der Schädelhöhle oder eines
anderen Hohlraumes gemacht worden sind, zu verzeichnen sind. Dieses Obduk¬
tionsprotokoll ist miteinzusenden.

4. Zur chemischen Untersuchung sind folgende Kadaverteile auszuwählen:
Bei kleineren Tieren die gesamten Eingeweide der Brust - und Bauchhöhle
samt Magen - und Darminhalt,

bei großen Tieren Teile des Magens samt Inhalt des Dünn - und
Dickdarmes samt Inhalt , Stücke von Leber, Nieren und Milz , und zwar von
jedem 0 25 bis 1 IrA.

5. Zur Verpackung der cinzuschickenden Organe und Organteile , welche
entweder vom Tierarzte selbst oder wenigstens unter seiner ständigen unmittel¬
baren Aufsicht vorgenommen werden soll, sind ausnahmslos weithalsige Glas¬
gefäße mit eingeschliffenem Glasstoppel (sogenannte Pu vergläser ) zu verwenden,
welche vorher gut „gereinigt worden sind. Nach dem Aufsitzen des Glasstoppels
ist dieser durch Uberbinden mit Perganientpapier und Schnur gut zu be¬
festigen.

Die Enden der Schnur sind anzusiegeln.
Ein Siegelabdruck ist den schriftlichen Mitteilungen (Punkte 1 und 2) bei¬

zuschließen.
Futterprobcn können auch in reinen , versiegelten Pappendeckelschachteln

oder Papiersäcken versandt werden.
Eine unmittelbare Berührung der Organe mit käuflichem Pergament-

Papier , welches arsenhältig sein kann, ist unbedingt zu vermeiden.
Irgendwelche Konservierungsmittel dürfen nicht zugesetzt werden.
Auch die weitere Verpackung (Kiste, Paket rc.) ist zu versiegeln und hat

eine Aufschrift zu tragen , aus welcher hervorgeht , daß der Inhalt zur chemi¬
schen Untersuchung bestimmt ist.

6 . Um ein Heraustreiben der Glasstoppel durch die Fäulnisgase zu ver¬
hindern , ist für tunlichst raschen Transport Sorge zu tragen.

7. Liegt der Verdacht einer böswilligen Vergiftung vor und soll das
Gutachten des Chemikers iu einem strafgerichtlichen Verfahren vorgebracht
werden , dann können solche chemische Untersuchungen nur über gerichtlichen
Auftrag erfolgen . In einem solchen Falle ist zunächst die Anzeige bei dem zu¬
ständigen Gerichte zu erstatten , die Untersuchuugsobjekte , das Obduktions¬
protokoll und andere Aufzeichnungen sind diesem Gerichte zu übergeben . Im
übrigen sind dieselben Vorsichtsmaßregeln einzuhalten.
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7 .

Gesetz , betreffend die Verhütung und Bekämpfung
übertragbarer Krankheiten.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 9. Juli 1913'
Z . 8 -843 , M . Abt . X , 7532:

In dem am 25 . April 1913 ausgegcbenen und versendeten XXXII . Stücke
des Reichsgesetzblattcs wurde unter Nr . 67 das Gesetz vom >4 . April 1913,
betreffend die Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten verlaut¬
bart . Das Gesetz , welches mit dem Tage der Kundmachung in Wirksamkeit
getreten ist, hat fünf Hauptstücke , deren erstes die Enuittlung der Krankheit,
das zweite die Vorkehrungen zur Verhütung und Bekämpfung , das dritte die
Entschädigung und Bestreitung der Kosten , das vierte Strafbestimmungen und
das fünfte allgemeine Bestimmungen enthalten.

Während die Bestimmungen des II . Hauptstückes dieses Gesetzes über die
Vorkehrungen zur Verhütung und Bekämpfung anzeigepflichtiger Krankheiten
sich im wesintlichen nur als eine Kodifiziernng jener Maßregeln darstellen,
die von der Sanitätsverwaltung schon bisher angeordnet wurden , treffen die
übrigen Hauptstücke dieses Gesetzes vielfach ganz neue Anordnungen , von denen
jene über die Ermittlung und Anzeige der Krankheiten , die Entschädigung für
bei der Desinfektion beschädigte oder vernichtete Gegenstände , die Vergütung
für Verdienstentgang , sowie über die Ruhe - und Bersorgungsgenüsse für Arzte
und für Pflegepersonen und ihre Hinterbliebenen besonders hervorgehoben seien.
Sehr wichtig ist unter anderem die Bestimmung , daß bei den nach dem Gesetze
als anzeigepflichtig erklärten übertragbaren Krankheiten mit Ausnahme des
Wochenbettfiebers auch der Verdacht einer solchen Krankheit in der im Gesetze
vorgeschriebenen Weise zur Anzeige zu bringen ist.

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes wurde seitens des Mini¬
steriums des Innern mit dem Erlasse vom 26 . Juni 1913 , Z . 3659/3
folgendes bemerkt:

Bisher war die Anzcigepflicht nur hinsichtlich der Pest , der Blattern und
der Cholera durch gesetzliche Bestimmungen für die gesamten im Reichsrate
vertretenen Königreiche und Länder statuiert , die Verpflichtung zur Anzeige
anderer ansteckender Krankheiten beruhte hingegen auf inhaltlich nicht völlig
übereinstimmenden Verordnungen oder Erlässen der einzelnen politischen
Landesbehörden.

Die im ß 1 enthaltene Aufzählung der anzeigepflichtigen Krankheiten
weicht von dem durch Verordnungen und Erlässe gegebenen bisherigen Rechts¬
zustande vielfach ab und schaltet beispielsweise Varicellen , Masern und Keuch¬
husten aus dem Kreise der anzeigepflichtigen Krankheiten aus.

Der zweite Absatz des 8 1 gestattet auch andere als die im ersten Ab¬
sätze dieses Paragraphen bezeichneten Krankheiten durch Verordnung der An-
zeigcpflicht zu unterweisen , und zwar einerseits , wenn eine im Jnlande bisher
nicht beobachtete Infektionskrankheit bedrohlich auftritt oder wenn eine bereits
bekannte anderweitige Krankheit den Charakter einer hinsichtlich der Weiter¬
verbreitung gefährlichen Infektionskrankheit annimmt , anderseits wenn eine
bekannte der Anzeigepflicht nicht unterliegende Infektionskrankheit , wie Masern,
Influenza , Keuchhusten u . s. w . unter Verhältnissen , insbesondere in Kurorten,
Anstalten und Internaten auftritt , die ihre Verbreitung in gefahrdrohender
Weise oder in weiterem Umfange besorgen lasten.

Die Erlassung von Verordnungen , wodurch Infektionskrankheiten in den
zuletzt bezeichneten Fällen für eine bestimmte Zeitdauer oder für bestimmt zu
bezeichnende Gebiete der Anzcigepflicht unterworfen werden , kommt den
politischen Landesbehörden zu.

Die Beurteilung , wann ein anzeigepflichtiger Fall vorliegt (8 2), kann
nur nach Maßgabe der erlangten Kenntnis der beruflichen Befähigung oder
der evidenten , für jedermann erkennbaren Begleitumstände erfolgen . Ein
Privatmann macht sich somit der Verletzung der Anzcigepflicht nur schuldig,
wenn er nachgewiesenermaßen wußte , daß es sich um einen anzeigepflichtigen
Fall handelt öder wenn er nach offenbaren Umständen — Hautausschläge zur
Zeit einer Blattcrnepidemie , allgemein bekannte Erscheinungen der Cholera zur
Zeit einer solchen Epidemie u . s. w . — das Vorliegen eines solchen Falles oder
Verdachtes voraussctzen könnte . Dagegen wird beispielsweise beim Arzte , der
Art und Wesen der Krankheit auf Grund bestimmter , vom fachlichen Stand¬
punkte charakteristischer Anzeichen wahrnehmen kann , eine Verletzung der An¬
zeigepflicht schon dann vorliegen , wenn nachgewiesen ist, daß er vermöge seiner
wissenschaftlichen Bildung auf einen anzeigepflichtigen Fall , sei es auch nur
ein Krankheitsverdacht , schließen konnte . .

Die Anzeige ist zunächst an den Gemeindevorsteher als das unmittelbare
Epekutivorgan der Sanitätsverwaltung zu richten , der die Anzeige sofort der
Politischen Bezirksbehörde bckanntzugeben hat . Selbstverständlich tritt in den
in diesem Gesetze vorgesehenen Fällen unter Umständen an die Stelle des
Gemeindevorstehers jenes Organ , welches überhaupt kraft Gesetzes die
Funktionen des Gemeindevorstehers zu besorgen hat , z. B . der Ortsbesorger.

Die Pflicht zur Anzeige obliegt unbedingt dem zugezogenen Arzte (Leiter
einer Krankenanstalt oder durch besondere Vorschriften hiezu verpflichteten Vor¬
stände einer Kranken -Abteilung ), ferner dem Totenbescharrer . Die Anzeigepflicht
der übrigen in 8 3 unter Punkte 2 bis 8 bezeichneten Personen tritt nur dann
ein , wenn der ' anzeigepflichtige Charakter eines Falles der zur Anzeige ver¬
pflichteten Person schon vor Zuziehung des Arztes zur Kenntnis gelangte oder
von ihr vorausgesetzt werden konnte . Ebenso tritt die Anzeigepflicht der unter
Punkte 2 bis 8 des 8 3 bezeichneten Personen immer nur dann ein , wenn ein
in der Aufzählung früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist.

Laut 8 47 des Ges . tzes sind die zur Erstattung von Anzeigen und
Meldungen verpflichteten Personell von der Entrichtung der Telegraphengebühr

und der Portogebühr für die nicht rekommandierte und nicht mit Zustellungs-
nschweis erfolgende Postbefördernng solcher Anzeigen und Meldungen befreit.

Rasches Eingreifen ist die wichtigste Bedingung einer wirksamen Epidemie¬
bekämpfung , es werden daher von der zuständigen Behörde unter Umständen
schon in einem Zeitpunkte , in welchem die gemäß 8 5 des Gesetzes unverzüglich
einzuleitenden Erhebungen und Untersuchungen über eine Anzeige noch nicht
zum Abschlüsse gelangt sind , die nach der konkreten Sachlage notwendigen Vor¬
kehrungen zu treffen sein , wenn nach der Anzeige oder nach den teilweisen
Erhebungsresultaten mit einer Gefahr gerechnet werden muß . Alle dem Er¬
messen der Behörden anheinigestellten Maßnahmen sind jedoch nur insoweit
und insolange durchzuführen , als die Notwendigkeit hiefür besteht.

Die Einlei ung und Durchführung der im ersten Absätze des 8 5
bezeichneten Erhebungen und der in den 88 7 bis 14 und 18 bezeichneten
Vorkehrungen , wie auch die örtliche Mitwirkung bei allen anderen im Sinne
dieses Gesetzes zu treffenden Vorkehrungen , obliegt in erster Linie den Ge¬
meinden , und zwar im übertragenen Wirkungskreise.

Die sonstigen , im Gesetze bezeichneten weitergehenden Vorkehrungen
obliegen den politischen Behörden nach Maßgabe ihres instanzenmäßigen
Wirkungskreises , wobei gemäß dem in unserer Verwaltungsgesetzgebung all¬
gemein zum Durchbruche gelangten Grundsätze auch die in dem übertragenen
Wirkungskreis der Gemeinde fallenden Funktionen unmittelbar von den Staats¬
behörden durch ihre eigenen Organe besorgt werden können , allerdings nur
ausnahmsweise , wenn die gesetzlichen Voraussetzungen hiefür gegeben sind.

Die Notwendigkeit weitergehender Vorkehrungen , insbesondere aus Grund
der 88 15 , 20 , 22 , 21 und 24 , wird nur bei größerer Gefahr , bei besonders
bösartigem Verlaufe einer Epidemie oder besonderer Verbreitung einer Krankheit
eintreten.

Schon unter der Geltung der bisherigen Vorschriften hat sich in zahl¬
reichen Fällen die Notwendigkeit ergeben , auf das Unterbleiben von Märkten,
Festlichkeiten und anderen besonderen Veranstaltungen , die ein Zusammen¬
strömen größerer Menschenmengen mit sich bringen , wegen Gefährdung der
öffentlichen Interessen durch Verschleppung einer Krankheit hinzuwirken . Eine
weitergehende Beschränkung wird im wesentlicher ! auch durch die Bestimmung
des 8 >6 nicht beabsichtigt , zumal das hier vorgesehene Verbot „ besonderer
Veranstaltungen " sich selbstredend nicht auf die regelmäßigen , alltäglich oder
an bestimmten Tagen der Woche wiederkehrenden Funktionen und Ver¬
richtungen erstreckt.

Besonders strenge Bedingungen werden durch 8 20 für Betriebs¬
beschränkungen oder Schließungen gewerblicher Unternehmungen festgesetzt und
darf insbesondere die Schließung einer Bctriebsstätte erst dann verfügt werden,
wenn ganz außerordentliche Gefahren sie nötig erscheinen lassen.

B >i den sogenannten hochvirulenten Krankheiten : Flecktyphus , Blattern,
asiatischer Cholera oder Pest , kann unter Umständen die Räumung ganzer
Häuser und einzelner Wohnungen zu einem unbedingten Erfordernisse werden,
wenn die Isolierung , des Kranken im sinne des 8 7 un konkreten Falle
unmöglich ist , eine Überführung ohne Gefährdung des Kranken sich als
undurchführbar erweist , und aus der Fortdauer der bestehenden Wohnverhält¬
nisse insbesondere in dichtbevölkerten Stadtvierteln bei eng aneinander
wohnenden Parteien eine unabsehbare Verbreitung der Krankheit zu be¬
sorgen steht.

Alle Amtshandlungen der Sanitätsbehörden dürfen nur in der in den
maßgebenden Gesetzen vorgeschriebenen Weise , somit insbesondere nur unter
der gesetzlich vorgeschriebenen Mitwirkung der ärztlichen Sanitätsorgane vor-
genommcn werden.

Eine besondere , den praktischen Bedürfnissen Rechnung tragende Be¬
stimmung enthält der dritte Absatz des 8 43 . Nach dieser Bestimmung haben
die zuständigen , im öffentlichen Sanitätsdienste stehenden Arzte , das ist der
Amtsarzt der politischen Behörde I . Instanz , der Gemeinde - oder Distriktsarzt,
und zwar jeder innerhalb seines Amtsspreugcls , beim Auftreten der im Gesetze
namentlich aufgezählten , ihrer Natur nach besonders gefährlichen Krankheiten,
sowie in sonstigen Fällen dringender Gefahr , die in ß 5 , Absatz 1 bezeich¬
neten Erhebungen und die in den 88 7 bis 14 bezeichneten Vorkehrungen
auch sofort an Ort und Stelle zu treffen.

Diese Ärzte haben die von ihnen an Ort und Stelle getroffenen Ver¬
fügungen ihrer Vorgesetzten Behörde auzuzeigen.

Das III . Hauptstück des Gesetzes regelt die Entschädigungs - und Kostcn-
frageu.

Für Gegenstände , die nach den Vorschriften dieses Gesetzes der behörd¬
lichen Desinfektion , deren Durchführung in erster Linie der Gemeinde obliegt,
unterzogen und hiebei derart beschädigt worden sind , daß sie zu ihrem bestim¬
mungsgemäßen Gebrauche nicht mehr verwendet werden können , sowie für ver¬
nichtete Gegenstände , wird eine angemessene Vergütung aus dem Staatsschätze
gewährt.

Die Vernichtung von Gegenständen kann dann verfügt werden , wenn
eine zweckentsprechende Desinfektion nicht möglich oder im Verhältnisse zum
Werte des Gegenstandes zu kostspielig ist (88 ) .

> Die Ermittlung der Höhe des Schadens ist durch die Gemeinde Wien in
der einfachsten Weise vorzunehmen und ist hiebei vor allem von der Erklärung
des Eigentümers , Beschere oder Verwahrers auszugehen Erklärt der Eig n-
tümer oder Bescher eines der Desinfektion unterzogenen Gegenstandes , daß er
einen Entschädigungsanspruch nicht geltend macht , so entfällt jede Ab¬
schätzung , anderfalls ist zunächst zu versuchen , den durch die Desinfektion
oder Vernichtung verursachten Schaden durch eine Erklärung des Eigentümers,
Besitzers oder Verwahrers zu ermitteln . Läßt sich der Schaden durch eine solche
Erklärung nicht in ausreichender Weise feststelleu , was insbesondere dann der
Fall sein wird , wenn es sich um Warenlager oder um Gegenstände von be¬
sonderem Werte handelt , so ist der Schaden vor der Rückstellung oder Ver-
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nichtung der Gegenstände von der Gemeinde durch beeidete Sachverständige und
wo dies nicht tunlich ist, durch unbefangene Gedenkzeugen , welche den Wert
der beschädigten Gegenstände zu beurteilen vermögen , abschätzcn zu lassen.

Die von der Gemeinde vorgenommenc Ermittlung der Höhe des Schadens
beinhaltet noch nicht die Anmeldung eines Entschädigungsanspruches , ein der¬
artiger Anspruch ist vielmehr gemäß § 34 binnen 30 Tagen nach erfolgter
Desinfektion oder Rückstellung des Gegenstandes oder nach Verständigung von
der erfolgten Vernichtung bei der politischen Bezirksbehörde , in deren Sprengel
die betreffende Vorkehrung getroffen wurde , geltend zu machen , widrigenfalls
der Anspruch erlischt . Die politische Bezirksbehörde hat auf Grund des erhobenen
Entschädigungsanspruches sofort die etwa nötige » Erhebungen einzuleiten und
sodann das Erhebungsoperat der politischen Landesbehörde vorzuleqeu , die
hierüber unter Freilassung der Berufung an das Ministerium des Innern ent¬
scheidet.

Nach den Vorschriften dieses Gesetzes können kranlheitsverdächtige Per¬
sonen , die als Träger von Krankheitskeimen einer anzeigepflichtigen Krankheit
anzusehen sind , einer besonderen sanitätspolizeilichen Beobachtung und Über¬
wachung unterworfen werden . Ebenso können , wie bereits erwähnt , Beschrän¬
kungen oder Schließungen von gewerblichen Unternehmungen und die Räumung
von Wohnungen ungeordnet werden . Mittellosen Personen , insbesondere Klein¬
gewerbetreibenden , Kleingrundbesitzern , Kleinhändlern , sowie Personen , die vom
Tag - oder Wochenlohn leben und ausnahmslos jenen , dle einer Personal¬
einkommensteuer nicht unterliegen , wird für die Zeit während deren sie durch
eine derartige Verfügung in ihrem Erwerbe gehindert werden , unter den im
K 32 näher bezeichnten Voraussetzungen vom Staate eine Vergütung von
60 Prozent des im Gerichtsbezirke üblichen Taglohnes gewöhnlicher , der Ver-
sichcrungspflicht unterliegender Arbeiter gewährt . Auch der Anspruch auf eine
derartige Vergütung ist binnen 30 Tagen nach Verständigung von der behörd¬
lichen Verfügung bei sonstigem Verluste des Allspruches bei der politischen
Bezlrksbehörde geltend zu machen und entscheidet hierüber ebenfalls die politische
Landesbehörde.

, . ^ dafür Sorge zu tragen , daß der Inhalt des Gesetzes vom
14 . April 1913 , R .- G .-Bl . Nr . 67 , zur Kenntnis der Gemeinden sowie der Arte
gelangt.

Zu diesem Behufe ist seitens der Bezirkshauptmaunschast — falls dies
noch nicht erfolgt sein sollte — im Amtsblatte sowie gelegentlich der Abhaltung
der Amtstage auf das Gesetz unter kurzer Inhaltsangabe und Erläuterung der
wichtigsten Paragraphe aufmerksam zu machen.

In den öffentlichen Krankenanstalten in - und außerhalb Wiens obliegt
die gleiche Verpflichtung den Direktoren , beziehungsweise Leitern dieser Anstalten
wegen Belehrung des ihnen unter stehenden ärztlichen Personales.

Die den Ärztekammern angehörcnden Ärzte sind abgesehen von den durch
Behörden I . Instanz oder durch die Gemeinden zu erfolgenden

Verständigungen im eigenen Interesse der Arzte seitens der Kammern auf das
Erscheinen dieses Gesetzes in geeigneter Weise — sei es durch Zuwendung eines
Exemplares des im Reichsgesetzblatte verlautbarten Gesetzes , sei es durch Publi-
zicrung des ganzen Gesetzes oder der wichtigsten Bestimmungen desselben —
rn den von den Ärztekammern hinausgegcbenen Mitteilungen ganz besonders
aufmerksam zu machen . » » a >

Überhaupt ist für die möglichste Verbreitung des Gesetzes in den weitesten
Kreisen der Bevölkerung Sorge zu tragen.

8 .

Gift -Berschleiß.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XII . Bezirk

vom 17 . Juli 1913 , M . B . A. XII , 18838:

Dav magistratische Bezirksamt für den XII . Bezirk findet dem Herrn
Oskar Schmidt,  die angesuchte Konzession zum Verkaufe von Giften , von
zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , soweit dies
nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist und von künstlichen Mineral¬
wässern mit dem Standorte Wien , XII ., Hetzendorfcrstraße 71 , zu erteilen.

Diese Konzession wurde im h. ä . Gewerberegister unter der Z . 1980/L
eingetragen ; für die Erwerbsteuerbcmessung wurde die Kat . -Z . 20213 ver¬
geben ; wegen Einleitung der Erwerbsteuerbemessung haben Sie sich unmittelbar
an die k. k. Steueradministration für den XII ./XIII . Bezirk in Wien zuwenden.

S.
Gift -Berschleist.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XIII . Bezirk
vom 23 . Juli 1913 , M . B . A. XIII , 31811:

Das magistratische Bezirksamt für den XIII . Bezirk findet dem Rudolf
Weinhauser  die angesuchte Konzession zum Verkaufe von Giften und von
zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten einschließlich
medikamentös imprägnierter Verbandstoffe sofern dies nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist, und zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern
mit dem Standorte XIII ., St . Veitgasse 53 , . im Sinne des Z 15 , Punkt 14
G .-O - zu erteilen.

Die bestehenden Vorschriften über Aufbewahrung , Verkauf und Versendung
von Giften sind im Sinne der Ministerial -Verordnung vom 21 . April 1876,

R .-G .-Bl . Nr . 60 , beziehungsweise der Ministerial -Verordnung vom 2 . Jänne
1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10, strengstens einzuhalten.

Diese Konzession wurde im hierämtlichen Gewerberegister unter der
Z . 1728/ir/XI1I eingetragen , für die Erwerbsteuerbcmessung wurde die Kat .-
Z . 17990 , vergeben ; wegen Einleitung der Erwerbsteuerbemessung haben Sie
sich unmittelbar an die k. k. Steuer -Administration für den XII . und
XIII . Bezirk in Wien zu wenden.

L« .

Gift -Berschleist.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk

vom 24 . Juli 1913 , M . B . A . I , 27507:
Das magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk erteilt dem Dr . Edmund

Blau  im Sinne des H 15 , Punkt 14 G .-O . die angesuchte Konzession zum
Verkaufe von Giften und von zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen
mvd Präparaten , insofern dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten
ist, im «Standorte I ., Rauhensteingasse 5.

Diese Konzeision wurde im hierämtlichen Gewerberegister unter der
Z . 3878 ü/I eingetragen ; die Besteuerung erfolgt auf dem Konto Kataster-
Z - 14765/1.

LI
Bestätigung von Arbeitszengnissen im Baugewerbe

und in anderen konzessionierten Gewerben.
Rund - Erlaß der k. k. n .- ö . Statthalterei vom 18 . Juli 1913,

I u- 1455 , M . Abt . XVII , 2471/1913 (Normalienblattt des Magi¬
strates Nr . 52 ) :

Das k. k. Handelsministerium hat mit dem Erlasse vom 26 . Juni 1913,
Z . 19790 t-x 1913 , über die Frage , ob die Gewerbegenossenschaften zur Be¬
stätigung der Arbeitszeugnisse über die Verwendung in einem Baugewerbe
verpflichtet sind , anderseits , ob die Bewerber um die Zulassung zu Baugewerbe-
Prüfungen , beziehungsweise um die Verleihung von Baugewerbekonzessionen
verhalten werden können , die genossenschaftliche Bestätigung der von ihnen zum
Nachweise der vorgcschriebenen Befähigung beigebrachten Arbeitszeugnisse ein¬
zuholen , Nachstehendes eröffnet:

Nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung sind die Gewerbegenossen¬
schaften , soweit die konzessionierten  Gewerbe im allgemeinen und die
Baugewerbe im besonderen in Betracht kommen , zur Bestätigung der einem
Hilfsarbeiter ausgestellten Bescheinigung über die in einem konzessionierten
Gewerbe zurückgelegte Verwendung nur hinsichtlich des Arbeitsbuches
verpflichtet (ß 80 6 , Absatz 1 der Gewerbeordnung ). Dagegen bedürfen die auf
die Verwendung in einem konzessionierten Gewerbe bezughabendcn Arbeits¬
zeugnisse  einer genossenschaftlichen Bestätigung nicht (H 81 der Gewerbe¬
ordnung ) .

Es wird daher in dem Umstande allein , daß derlei Zeugnisse eine genossen¬
schaftliche Bestätigung nicht tragen , ein formelles Hindernis bei Anrechnung
solcher Zeugnisse keineswegs seitens der Behörden erblickt weiden dürfen.

Allerdings ist es Recht und Pflicht der Behörden , sich von der materiellen
Richtigkeit der Zeugnisse die Überzeugung zu verschaffen . Der langwierige Weg
der amtlichen Erhebungen hat aber mitunter zur Folge , daß die Prüfungs -,
beziehungsweise Konzessionswerber auf die Erledigung ihrer Gesuche oft längere
Zeit warten müssen.

Um diesen umständlichen Weg zu vermeiden und die Erledigung der
eingebrachten Gesuche zu beschleunigen , liegt es im eigenen Interesse der Partei,
die zum Nachweise der besonderen Befähigung beigebrachten Verwendungs¬
zeugnisse schon vor der Einbringung des Gesuches mit der genossenschaftlichen
Bestätigung versehen zu lassen , beziehungsweise über Aufforderung der Behörde
die betreffende Bestätigung selbst einzuholen . Selbstverständlich ist die Abweisung
des Gesuches aus dem Grunde , weil die Partei der an sie ergangenen Auf¬
forderung nicht entsprochen hat , nach den geltenden Bestimmungen des Gesetzes
unstatthaft.

Die Genossenschaften selbst sind nach dem Gesagten allerdings zur Be¬
stätigung der Arbeitszeugnisse nicht verpflichtet ; hieraus kann jedoch nicht der
Schluß gefolgert werden , daß es den Genossenschaften verwehrt wäre , über
Ansuchen der Parteien derartige Verwendungszeugnifse mit der Bestätigungs¬
klausel zu versehen . Es ist vielmehr zu wünschen , daß die Genossenschaften
gegenüber den an sie gerichteten Ansuchen dieser Art ein verständnisvolles
Entgegenkommen zeigen und durch die Beisetzung der Bestätigungsklausel
einerseits den Behörden die Feststellung der materiellen Richtigkeit der Zeugnisse
erleichtern , anderseits aber zu einer raschen Erledigung der von den Inhabern
der Zeugnisse eingebrachten Gesuche beitragen und auf diese Weise die Interessen
ihrer Angehörigen fördern.

Den Genossenschaften ist es jedoch nicht gestattet , anläßlich der Be¬
stätigung der in Betracht kommenden Zeugnisse kritische , abfällige oder Polemi¬
sierende Bemerkungen zu dem Inhalte der Zeugnisse beizufügen , da dieses
Vorgehen geeignet erscheint , letztere in ihrem Werte zu beeinträchtigen und
deren Besitzer in ihrem Fortkommen zu schädigen . Wenn die Genossenschaft
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Bedenken trägt , das ihr vorgelcgte Zeugnis zu bestätigen , so bleibt es ihr
unbenommen , die Bestätigung zu verweigern und aus diesem Anlasse die wahr-
genommenen Anstände der Behörde zur Kenntnis zu bringen.

Hievon werden die unterstehenden Behörden mit Beziehung auf den
h. ä. Erlaß vom 6. April 1910. Z. Ia -1217/2, welcher auf dem Erlasse des
k. k. Handelsministeriums vom 19. Oktober l910 , Z . 27159 , basiert , in
Kenntnis gesetzt.

Neichssenchengesetz ; Aufhebung älterer Vorschriften.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . Juli 1913,

Z . 8- 843/1 , M . Abt . X , 7971:
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 17. Juli

1913 , Z . 4716/8 , eröffnet , daß das Gesetz vom 14. April 1913 , R .-G .-Bl.
Nr . 67 , betreffend die Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten,
nicht schon au und für sich mit seinem Inkrafttreten alle auf diesem Gebiete
ergangenen älteren Vorschriften aufgehoben hat , daß vielmehr gemäß der aus¬
drücklichen Bestimmungen des H 48 dieses Gesetzes alle bisher bestehenden
Vorschriften über Gegenstände , deren Regelung dem Verordnungswege Vor¬
behalten ist, erst mit dem Beginne der Wirksamkeit der neu zu erlassenden be¬
treffenden Verordnung außer Kraft treten.

Die Hinausgabe der notwendigen Verordnungen , hinsichtlich welcher die
Verhandlungen noch nicht abgeschlossen sind, wird tunlichst beschleunigt werden.

1L.
Reichssenchengesetz . — Entschädigungen und Kosten

bestreitunge ». — Vorschrift.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Juli 1913,

Z . 8 843/3 , M . Abt . X , 8 l 32/13:
Im Nachhange zum h. o. Erlasse vom 9. Juli 1913 , Z . 8-843 , wird

den obgenannten Behörden unter Bezugnahme auf die vom finanziellen Stand¬
punkte relevanten Bestimmungen des II . und III . Hauptstückes des zitierten
Gesetzes zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 24 . Juli
1913 , Z . 4159/8 , folgendes eröffnet:

Gelegentlich der Verhandlungen über den Entwurf dieses Gesetzes im
Abgcordnctenhause wurde wiederholt der Wunsch geäußert , daß das Gesetz
keine neue wesentliche Belastung der Gemeinden herbeiführen solle. Überdies
soll aber auch nicht die Durchführung des Gesetzes zu einer übermäßigen , nicht
gerechtfertigten Inanspruchnahme des Staatsschatzes Anlaß bieten . Es wird
somit im allgemeinen bei der Durchführung jener Maßnahmen des Gesetzes,
die eine Belastung des Staates oder der Gemeinde mit sich bringen , auf die
möglichste Schonung der Staats - und Gemcindefinanzen Bedacht zu
nehmen sein.

Die in den W 7, 17, 20 und 22 des Gesetzes vom 14 . April 1913,
R .-G .-Bl . Nr . 67 , erörterten Verfügungen werden demnach im Hinblicke auf
die im H 36 vorgesehene staatliche Vergütung für den Verdienstentgaug sß 32)
nur im Falle eines zweifellosen Bedarfes in dem unbedingt notwendigen Um¬
fange und auf die unbedingt notwendige Dauer zu treffen sein, woraus auch
die zur Handhabung des zitierten Z 7 des Gesetzes berufenen Gemeinden ent¬
sprechend aufmerksam zu machen sind.

14.

Viehverkehr ans Eisenbahnen . — Rücksendung von
Viehtransporten.

Nund -Erlaß der k. k. n .-ö . Slatthalterei vom 31 . Juli 1913'
Z . Vt .-3054 , M . Abt . IX , 3856:

Jitt Grunde des Erlasses des k. k. Ackerbauministeriums vom 10 . Jiusi
1913 , Z 11522 , und im Nachhange zu den h. o. Rund -Erlässen vom 8 . Jänner
1908 , Z . XII , 76 , und vom 8 . März 1910 , Z . Xll , 745/59 , betreffend den
Viehverkehr mit den Ländern der heiligen ungarischen Krone sowie mit Be¬
ziehung auf den h. o. Erlaß vom 30 . November 1889 , Z . 70836 (NS.
Nr . 4387 , Seite 309 und 7244 ) wird zur entsprechenden weiteren Veranlassung
nachstehendes eröffnet:

Die nach Maßgabe des Z 6 der Ministerial -Verordnung vom 31 . Dezember
1907 , R .-G .-Bl . Nr . 282 , samt der hiezu erlassenen Durchführungsvorschrift
etwa erforderlichen Rücksendungen von Viehtransporten sind unbedingt nach
der Aufgabestation mit dem nächsten Lastzüge, in welchem keine anderen für
die Seuche empfänglichen Viehtransporte enthalten sind, auf Gefahr und Kosten
des Versenders zu effektuieren.

Der bezirksbehördliche Auftrag zur Rückweisung einer Vichsendung nach
der Aufgabestation , von welcher Anordnung auch die Vorgesetzte politische
Landcsbehördc , das k. k. Ackerbanministerium und falls eine Intervention des
königl. ung . Beterinärorganes nicht stattgefnndm hat , das königt . ung . Acker-

banministerinm sofort telegraphisch zu verständigen sind, ist umgehend an das
betreffende Eiscnbahnstationsamt zu richten und von diesem dem Frachtbriefe
und den mit der tierärztlichen Bcfundsklauscl versehenen Biehpässen beizn-
schließen.

Die aus derlei Anlässen in der End (Auslade )station erlaufenen Kosten
für die Fütterung und Tränkung der Tiere , für Telegramme rc., sowie für
die täglich einmalige Fütterung und Tränkung während des Rücktransportes
sind, falls nicht hicfür von Seite des den Transport begleitenden Wärters
Vorsorge getroffen wird , durch die Bahnverwaltung in die sonstigen Nachnahme¬
forderungen spezifiziert eiuzubeziehen.

Nach der vollzogenen Beschau und Sicherstellung des verseuchten Zu¬
standes , dann nack Einlangcn des betreffenden Auftrages seitens der politischen
Bczirksbchörde I . Instanz hat der amtierende Tierarzt für die unverwcilte
Rückeinladung der Tiere in den betreffenden Viehwagen sowie für die be¬
schleunigte und umsichtige Durchführung der Reinigung und Desinfektion der
Verladerampe in gewissenhafter Weise Sorge zu tragen.

Die von den angrenzenden Auslandsstaaten möglicherweise auch wegen
eines bloßen Senchcnverdachtes vom Grenzübertritte znrückgewiesenen Vieh¬
transporte sind, wenn dieselben direkt ans den Ländern der heiligen ungarischen
Krone nach der Grenze verfrachtet worden sind, den verseucht einlangenoen
Transporten gleichzuhalten und daher in der vorbezeichaeten Weise za be¬
handeln.

15 .

Ehrenkräukung , Straskompetenz.
Rund -Erlaß der k. k. n -ö. Statthalterei vom 2 . August

1913 , Z . VII b - 2405 , M . B . A. I , 38426:
Laut Berichtes des magistratischen Bezirksamtes für den I . Wiener

Gemeindebezirk vom 28 . April 1913 , M . B . A. I , 21048 , ereignet sich sehr
häufig der Fall , daß seitens auswärtiger politischer Behörden Zuschriften ein¬
langen , m welchen um Einvernahme von Personen in Ehrenkränkungs -Angc-
legenheiten angesucht wird . Hieraus ist zu entnehmen , daß bei einer Reihe von
politischen Behörden I . Instanz über die Kompetenz zur Behandlung von
Ehrenkränkungs -Angelegenheiten , insoweit die Untersuchung und Ahndung dieser
Übertretungen im Sinne des Z 1339 a. b. G . B . überhaupt der politischen
Obrigkeit zusteht, Unklarheit herrscht.

Es wird daher in Erinnerung gebracht , daß gemäß Hofkanzlei -Dekret
vom 14 . März 1812 , Pol . Gesetzsammlung 1812 , Band 38, Nr . 41 , in den
Städten , wo Polizei -Direktionen ihren Sitz haben , die Untersuchung und Be¬
strafung jener körperlichen Verletzungen , widerrechtlichen Kränkungen der Frei¬
heit oder Ehrenbelcidigungen , welche der ß 1339 des bürgerlichen Gesetzbuches
der Amtshandlung der politischen Obrigkeit Vorbehalt , den Polizei -Direktionen
zugewiescn sind. Demnach sind auch alle Requisitionen dieser Art nicht an den
Wiener Magistrat oder ein magistratisches Bezirksamt , sondern an die k. k.
Polizei -Direktion , beziehungsweise an das betreffende Polizei -Kommissariat in
Wien zu richten.

16 .

Autorisation zur Dampflesselnntersuchung.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 4 . August 1913,

Z . 131-407/2 (M . Abt . IV , 4255/13 ) :
In Gemäßheit des Z 4 der Ministerial -Verordnung vom 1. Oktober 1875,

R .-G .-Bl . Nr . 130 , wird dem Inspektor der Dampfkesseluntersuchungs - und
> Versicherungs -Gesellschaft, A.-G . in Wien , Julius Budi  k, die Autorisation
i zur Erprobung und Überwachung der Dampfkessel bei den Gcsellschaftsmitgliedern

für Niederösterrcich mit dem Wohnsitze in Wien erteilt.

Konzession zur Darstellung von Giften , sowie zur
Zubereitung und zum Verschleiß der zur arzneilichen

Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den V. Bezirk

vom 9. Angnst 1913 , M . B . A. V, 57323/12:
Auf Grund der Ihnen von der k. k. Bczirkshauptmannschaft Bruck an

der Leitha mit Dekret vom 14 . September 1912 , Z 2457/1/4 , für den Standort
Oberlaa Nr . 269 verliehenen Konzession zur Darstellung von Giften , sowie

! zur Zubereitung und zum Verschleiß der zur arzneilichen Verwendung be¬
stimmten Stoffe und Präparate , insofern dies nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist, erteilt das magistratische Bezirksamt für den
V. Bezirk der chemischen Produkten - und Zündkapsclfahrik Viktor A l d e r mit
Rücksicht auf das Ergebnis der durchgeführten Erhebungen im Siiinr der W 23,
Absatz 5 und 40 G .-O . die erbetene Bewilligung zur Errichtung einer Zweig.
Niederlassung im Standorte Wien , V. , Schönbrunnerstraße 84 / mit dir Be-
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rechtigung zum Verschleiße von Giften und von zur Arzneimittelverwendung
bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern derselbe nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist.

Gleichzeitig wird im Sinne der ßZ 3 und 55 G .-O - die Bestellung des
Emil Wehla,  X ., Humboldtgasse 42 , als verantwortlichen Geschäftsführers
dieser Zweigniederlassung mit dem Beisatze aewcrbcbchördlich genehmigt , daß
jede Änderung in der Person des Geschäftsführers zur Genehmigung h. a.
anzuzeigen ist.

Für die Erwcrbsteuerbemcssung wurde der bereits erössnete Konto,
Z . 17110/V , beibehalten.

18 .

Konzession zur Zubereitung von zur arzneilichen
Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI . Bezirk
vom 13 . August 1913 , M . B . A . VI , 22131/13 :

Über die gepflogenen Erhebungen und über die Gcwerberücklegung der
Firma Nuphar Komp ., Josef Gert,  wird dem Eduard Pichler  im
Sinne des Z 15, Punkt 14 G .-O . die Konzession zur Zubereitung der zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate , sowie der Verkauf
derselben , insofern dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, für
den Standort VI ., Bürgerspitalgaffe 7, erteilt.

Bei der Ausübung dieser Konzession sind in jeder Beziehung die be¬
stehenden gewerbcpolizeilichen Vorschriften sowie die Bestimmungen der
Ministerial -Berordnung vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 125 , und
vom 17 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97, genau zu beobachten.

Die Konzession wurde in das Geweiberegister unter Z . 1999/konz . und
in den Steuerkataster unter Konto -Zahl 21019/6 eingetragen.

LS.

Ernennung eines Konsuls der Republik Uruguay.
Laut Zuschrift der k. k. n -ö. Statthalterei vom 17 . Juli 1913,

Z . 1X-2028 (M . D . 3162 ), wurde mit Allerhöchster Entschließung vom 6. Juni
r913 dem Bestallungs -Diplome des zum Konsul der Republik Uruguay in
Wien ernannten Cäsar Carlos Gaudencio  das Exequatur erteilt.

II. Normativlikstimmungk».
gemeiiideral:

2 « .

Regelung des Dienstverhältnisses und der Bezüge
des städtischen Forstpersonals.

Gemeinderatsbeschluß vom 20 . Juni 1913 , Pr . Z . 8000,
M . Abt . VIII , 794/13 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 51 ) :

8 1.
Das städtische Forstpcrsonal wird in nachfolgende Standcsgruppcn ein¬

geteilt x ^ ^ .
1. Forstinspektionsbeamte (Forstinspcktor , bzw. Forstrat ) ;
2 . Forstverwaltungsbcamtc (Forstmeister , Forstvcrwaltcr , Forstadjunkt,

Forstassistent , Forstpraktikant und Forstaspirant ) ;
3. Unterbeamte für den Forstschutz- und technischen Hilfsdienst (Förster,

Forstwart , Forstgehilfe ) ;
4 . Wald - und Jagdaufsichtsorgane (Oberheger , Heger ).

8 2.
Alle definitiv angcstcllten Forstorgane unterstehen den Bestimmungen der

Dietistpragmatik für die Gcmcindebeamten und Diener der Stadt Wien , sofern
diese Bestimmungen keine Ausnahme treffen . Hiebei sind auf die Unterbeamtcn
die für Beamte , auf das Wald - und Jagdaufsichtspersonalc die für Diener
geltenden Bestimmungen der Dicnstpragmatik anzuwenden.

8 3-

Zur Erlangung der Stelle eines Forstinspcklionsbcamtcn ist die Ablegung
der für den höheren Staatsforstdienst vorgeschricbenen theoretischen und praktischen
Prüfungen und eine längere praktische Verwendung in der Verwaltung von
Staats -, größeren Gemeinde - oder Privatforsten nachzuweisen.

8 4.

Zur Erlangung der Stelle eines Forstverwaltungsbeamten ist die Zurück¬
legung von fünf Mittelschulklasscn , das Reifezeugnis einer inländischen forst¬
lichen Mittelschule und das Zeugnis über die mit Erfolg abgelegte vorge¬
schriebene Staatsprüfung für Forstwirte beizubringen.

Zur Anstellung als Forstaspirant , bzw . Forstpraktikant ist der Nachweis
dieser Prüfung nicht erforderlich ; diese ist jedoch binnen drei Jahren mit gutem

! Erfolge abzulegen , widrigcns die Entlassung aus dem städtischen Dienste aus¬
gesprochen werden kann . Die Anstellung als Forstpraktikant kann erst nach
sechsmonatiger , vollkommen befriedigender Probepraxis als Aspirant erfolgen»

! § 5-
Zur Erlangung einer Forstwart - oder Försterstclle ist erforderlich , daß

der Bewerber eine niedere forstwirtschaftliche Schule (worunter aber bloße
forstwirtschaftliche Kurse nicht zu verstehen sind) m t gutem Erfolge absolviert
und die Staatsprüfung für den Forstschutz- und technischen Hilfsdienst mit
Erfolg abgelegt hat.

Zur Anstellung als Forstgehilfe ist der Nachweis der Prüfung nicht
erforderlich ; diese ist jedoch binnen drei Jahren mit gutem Erfolge abzulegen,,
widrigens die Entlassung aus dem städtischen Dienste ausgesprochen werden kann.

8 6.
Zur Erlanaung einer Hcgerstelle ist neben genügender Fertigkeit im Lesen,

Schreiben und Ne chmu der Nachweis einer mindestens dreijährigen praktischen
Tätigkeil in gleich er oder ähnlicher Eigenschaft (Heger , Waldarbeiter u . dgl.)
beizubringen.

8 7.

Die Stelle des derzeitigen Forstinsoektionsbeamten ist durch den Ge-
meinderatsbcschluß vom 26 . September 1911 , Pr . Z . 10956 , systemisiert.

Die städtischen Forstverwaltungsbeamten werden , unbeschadet der im tz 10
getroffenen besonderen Bestimmungen , in die Rangsklassen VIll — XI eingcreihl.
Sie bilden einschließlich der Praktikanten einen Summarstand , der derzeit mit
6 Stellen festgesetzt wird . Für sie gelten die Bestimmungen über die Zeit-
befördcrung und Stufenvorrückung der städtischen Angestellten , soweit sie jeweils
die Beamten der Stadtbuchhaltung betreffen , somit derzeit mit folgenden Ansätzen :

Rangsklaffe

VII l.
Forstmeister

IX.

Forst¬
verwalter

X.
Forstadjunkt

XI.
Forstassistent

Gehalt
X

4800
4400
4000
3600

3400
3200
3000

2800
2600
2400

2200
2000
1800

Forst¬
praktikant
(Aspirant)

Vorrückungs¬
fristen

Zeit¬
beförderungs¬

frist

*) 1200

Quadriennien

1 Triennien

Biennien

Biennicn

-r

Anmerkung

*) Nach ein¬
jähriger , voll¬
kommen zu¬

friedenstellender
Dienstleistung
als Praktikant
Erhöhung auf

1400 L

8 8.
Die Stellenzahl (Summarstand ) der städtischen Forstschutz- und technischen

Hilfsorgane (Förster , Forstwarte , Forstgehilfen ) wird mit 12, die der Wald-
und Jagdaussichtsorgane (Heger und Obcrheger ) mit 6 festgesetzt. Auf diese
Bediensteten finden die Bestimmungen über die Zxitbeförderung und Stufen¬
vorrückung für städtische Angestellte mit nachfolgenden Ansätzen sinngemäße
Anwendung . Der Quartiergeldbezug wird im ß 10 geregelt
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ä . Forstunterlieamle:

Dicust-
eigenschaft

Gehalt
L

Vorrückungs-
sristen

Zeit-
beförderungs-
frist in Jahren

Subsidiäres
Quartiergeld

L

Förster

Forfiwart

Forstgehilfc

2800
2600
2400
2200
2000
1800

1700
1600
1500

1400
l300
1200

Quadriennien

Triennicn

Biennien

«2

O
2
<2

<2

600

450

300

k . Wald - und Jagdaufsichtspersonal:

Dienst-
eigenschait

Oberhöger

Heger

Gehalt
L

1600
1500
1400

1300
1200
1100
1009

Vorrückungs¬
fristen

Quadrieuuic>

Quadriennien

Zeit-
beförderungs-
frist in Jahren

16

L72r-
O

<2

Subsidiäres
Quartiergeld

L

420

300

Für die Zeitbeförderung der Forstunterbeamten und der Forstaufsichts-
Organe wird folgende Beschreibung gefordert:

Für die Beförderung zum Forstwart : in der 5. und 6. Rubrik : „gut " ,
für die Beförderung zum Förster : in der 5. und 6. Rubrik : „sehr gut ",
für die Beförderung vom Heger zum Oberheger : in der 5. und 6. Rubrik:

„sehr gut " ; .
in der 7. und 8. Rubrik durchaus „sehr fleißig ", „ tadellos " .
E ' N Heger kann erst nach Verleihung des Definitivums zum Oberheger

befördert werden.

8 9.

Bei der auf Grund dieser Bestimmungen erfolgenden erstmaligen Be¬
setzung erledigter Stellen , oder , wenn in Hinkunft die erforderliche Anzahl ge¬
eigneter Angestellter nicht vorhanden ist, können an Stelle der Ergänzung
durch Aufnahme von Forstpraktikanten oder -Gehilfen Personen , die noch
nicht im Dienste der Gemeinde Wien stehen, unmittelbar in eine Rangsklasse
der Forstverwaltungsbeamten oder in eine höhere Bezugsklasse der Forst¬
unterbeamten ernannt werden.

8 10.

Die in Rangsklafsen eingereihten Beamten sowie die Forstwarte und
Förster sind definitiv angestellt . Jedoch erlangen Personen , die, ohne bisher im
Dienste der Gemeinde gestanden zu sein, auf eine solche Stelle ernannt
werden , das Definitivum erst nach einer einjährigen , vollkommen zufrieden¬
stellenden Probedienstleifiung . Forstgehilfen erlangen erst nach zweijähriger,
vollkommen zufriedenstellender Dienstleistung das Definitivum . Den Hegern
kann nach zehnjähriger , vollkommen zufriedenstellender Dienstleistung vom
Stadtrate das Definitivum verliehen werden.

Forstpraktikanten (Aspiranten ) und Forstgehilfen werden vom Bürger¬
meister , die Heger vom Magistrate ausgenommen.

Das provisorische Dienstverhältnis der VerwaltungSbeamtcn kann drei¬
monatig , der Unterbeamten einmonatig und des übrigen Personals vierzehntägig
beiderseits gekündigt werden ; die sofortige Entlassung kann nur wegen solcher
Vergehen erfolgen , welche in der Dienstpragmatik bei definitiv Angestellten mit der
Entlassung bedroht sind. Die Naturalwohnungen , sowie die zur eigenen Wirtschaft
zur Verfügung gestellten Gebäude und Gründe können gleichzeitig mit der Kündi¬
gung des Dienstverhältnisses und mit den für diese festgesetzten Fristen gekündigt

werden . Im Falle der Entlassung findet auch bei provisorischen Angestellten
Z 97 der Dienstpragmatik sinngemäße Anwendung.

8 11-

Für das Forstpersonal , mit Ausnahme des Forstinspekti onsbeamten , sind
statt des Quartiergeldes Naturalwohnungen systemisicrt ; lur Gemeindcrats-
beschluß vom 14. Juli 1911 , Pr . Z . 11082 , findet keine Anwendung . Kann
einem Forstorgan eine Naturalwohnung nicht zugewiesen werden , gebührt ihm
ein Quartiergeld , das für Forstverwaltungsbeamte mit 60X des ihrer Rangs-
klassc jeweils entsprechenden Wiener Quarticrgeldes , für das übrige Personal
mit den im 8 8 bezeichnten Beträgen bemessen wird.

In die Bemcssungsgrundlage der Ruhe - und Versorgungsgenüsse werden
die Quarticrgelder in der vorbezeichneten Höhe eingerechnet.

8 12-

Für die Versetzung des äußeren Dienstes innerhalb des Forstverwaltungs¬
bezirkes gebühren den Forstverwaltungsbeamten jährlich nachstehende Rcise-
pauschalien:

Dem Leiter der Forstverwaltung in Naßwald und Wildalpe je 1000 L,
in Spitz 400 L , in Groß -Enzersdorf und Mannswörth je 100 L , dem zu-
geteilten Beamten in Nnßmald 400 1̂ .

Die Reisepauschalien gelangen in monatlichen Teilbeträgen im vorhinein
zur Ausbezahlung.

Die Unterbeamten für den Forstschutz- und technischen Hilfsdienst , sowie
die Oberheger und Heger haben für die Versetzung des äußeren Dienstes inner¬
halb ihres Schutzbezirkes keinen Anspruch auf eine besondere Entschädigung;
nur für die Teilnahme bei Versteigerungen , die außerhalb der Forstverwaltungs¬
kanzlei stattfinden , gebührt ihnen ein Kostgeld von täglich 2 L.

Dienstliche Verrichtungen außerhalb des Forstverwaltungsbezirkes werden
bei Forstverwaltungsbeamten und Unterbeamten als Dienstreisen im Sinne des
für städtische Beamte geltenden Normales behandelt ; hiebei gebühren den
Unterbeamten die Diäten nach der untersten Rangsklasse.

Forstunterbeamte , Oberheger und Heger haben für die dienstlichen Ver¬
richtungen in fremden Forstschutzgcbieten des betreffenden Forstverwaltungs¬
bezirkes Anspruch auf nachstehende Tages -Kostgelder und -Gebühren:

—

ZL

Sieben-
sec

Weich
selboden

Brunn¬
graben

N Zs
Z

Kronen

Anmerkung

In der Strecke zwischen Wild¬
alpen - Weichselbodcn — Gußwerk
ist die Aufrechnung der Post¬

fahrt gestattet.

Z>§ -
-rs-

N —

<2
L

«s-

s;

«2

N-
St

s;

r o n e n

Ober¬
hos

2
-r->

St

Hinter-
Naß-
wald

Prein-
tal

»

Kaiser¬
brunn

r-. ^

L>

Lobau

Bubl-
leiten

Aspern

S Z
«2

§ U
s:

In der Strecke zwischen Naßwald
und Kaiscrbrunn und bei Fahrten
»wischen Preintal nach Karser-
brunn und umgekehrt ist die
Aufrechnung der Postfahrt ge¬

stattet.

Kronen

In der Strecke zwischen Groß-
Enzersdorf und Aspern und um¬
gekehrt ist die Aufrechnung ter

Slraßenbahnfahrt gestattet.
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^s-
Ä-
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K

A n in e r k u n g

Krön e n

Spitz
a . d. D.

L >chwal-
lenbach

ir

N

« OS
---> ^

Kronen

Maiins-
Wörth

Albern

8 13.

Forstvcrwaltungsbeamte , Forstunlerbeamte und Wald - und Jagdaufsichts¬
organe , die den Dienst im Hochgebirge versehen, haben Anspruch auf eine in
die Pension nicht einrechenbare Ortszulage , die für den Leiter der Forst¬
verwaltung mit 400 X , für zugeteille Forstverwaltungsbeamte mit 300 L,
Mr Forstunterbeamte mit 200 X und für Jagd - und Waldaufsichtsorgane mit
100 X jährlich bemessen wird.

8 14.

Wird ein Forstorgan aus Dienstesrücksichten , aber nicht strafweise an
einen anderen Dienstort versetzt, so gebührt ihm der Ersatz der Übersicdlungs - j
kosten in einer fallweise vom Magistrate nach Maßgabe des notwendigen Auf¬
wandes zu bestimmenden Höhe.

8 15-

Forstorganen , die im Genüsse einer Naturalwohnung stehen, wird für ^
den eigenen Gebrauch Heizmateriale bis zu nachbezeichncten jährlichen Höchst- -
ausmaßen beigcstellt:

Dem Forstmeister 50 Raummeter , dem Verwalter , Adjunkten , Assistenten,
Förster und Forstwart 40 Raummeter , allen übrigen 20 Raummeter Brennholz ; s

für die Forstverwaltungen Mannswörth und Groß -Enzersdors mit Aus - !
nähme der Schutzbeziike Lobau und Mühlleiten den Forstverwaltungsbeamten,
Förstern und Forstwartcn nur 10 Raummeter , den übrigen Forstorganen ^
8 Raummeter Holz , außerdem dem Forstmeister 80 g , den übrigen Ver - !
waltungsbeamten , den Förstern und Forstwartcn 50 g, allen übrigen Be - i
dienstcten 30 g Koks oder Steinkohle.

Das Deputatholz wird im Schlage oder auf dem Lagerplätze übergeben
und unentgeltlich zum Vcrbrauchsort zngeführt , zerkleinert und geschlichtet. ;
Auch Kohle und Koks werden in den Aufbewahrungsort zugestellt.

Dem Stadtratc steht es zu, einem Forstorgane , dem eine Natural¬
wohnung nicht zugcwiesen ist, ausnahmsweise ein Holz -, Kohlen - oder Koks¬
deputat zu gewähren.

Eine Veräußerung des beigestellten Hnzmateriales ist untersagt.

8 16.

Das Forstpersonal hat im Dienste das vorgeschriebene Dienstkleid zu
tragen und kann sich seiner auch außerhalb des Dienstes bedienen.

Zur erstmaligen Anschaffung der Dienstkleider leistet die Gemeinde jedem
Forstorgane einen Beitrag von 250 X und sohin einen jährlichen Erhaltungs¬
beitrag von 70 X.

Die näheren Bestimmungen hinsichtlich des Dienstklcides wird eine noch
zu erlassende Vorschrift enthalten.

8 17-

Zum Zwecke der eigenen Wirtschaft können den Forstorganen landwirt¬
schaftliche Gründe und Wirtschaftsgebäude vom Magistrate zur Verfügung
gestellt werden . Die Viehhaltung darf , Jungvieh inbegriffen , bei Obcrhcgern und
Hegern 3, beim übrigen Personal 4 Stück nicht übersteigen . Das Höchstausmaß
der Deputatgründe beträgt 3 im.

Eine libertrogung dieser Nutzungen an andere Personen ist untersagt.

i v r . >

Die Bestimmungen über die Urlaube der städtischen Beamten und Diener
finden auf das Forstpersonal mit der Abänderung Anwendung , daß den Forst¬
verwaltungsbeamten ein Urlaub in der Dauer von 14 Tagen , den Forstunter-
beamlen und den Hegern (Oberliegern ) ein solcher von 8 Tagen gewährt wird.

8 1A

Das gegenwärtig im Dienste stehende Forstpersonal ist in die neuen Be¬
züge unter sinngemäßer Anwendung des Gemcinderatsbeschlusscs vom
28. Februar 1913 , Pr .-Z . 19200 12, betreffend die Zeitbeförderung der
städtischen Angestellten , einzureihen.

Die neuen Geldbezügc init Ausnahme der Rcisepauschalien werden vom
1 . Jänner 1918 an angewiesen ; die Rcisepauschalien werden von dem der
Genehmigung des Gcmeinderates nachfolgenden Monate an ausbezahlt.

MliMrat:

2Z.
Neubegrerrzuttg der Pfarrsprengel Gersthof,

Pötzleinsdorf , Weinhans und Hernals.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 18 . Juli

1913 , M . D . 2886/13 (M . Abt . XXII , 1895/13 , Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 49 ) :

Das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht hat mit dem Erlasse
vom 18 . Mai 1918 , Z . 14047 , die neuerliche Änderung der auf Grund der
ministeriellen Genehmigung vom 13 . März 1910 , Z . 1229 , mit der Kund¬
machung des Wiener Magistrates Abt . XXII vom 8. Mai 1910 , M . Abt . XXII,
1276 , verlautbarten Neubegrenzung der Pfarrsprengel Neustift am Walde,
Pötzleinsdorf , Gersthof , Weinhaus , Währing , Hernals und Döbling hinsichtlich
der Pfarren Pötzleinsdorf , Ger st Hof , Wein Haus und Hernals
genehmigt.

Hiernach sind die Grenzen des Pfarrsprengels Gersthof,  durch deren
Änderung auch eine Änderung der Grenzen der Pfarrsprengel Pötzleinsdorf,
Weinhaus und Hernals eintritt , nunmehr folgende:

Im Westen:  Die Achse der Schwendenweingasse von der Bezirks¬
grenze des X !X. Bezirkes bis zum Kreuzungspunkte mit der Achse der Gerst-
hoferstraße , die Achte der Schcibenbergstraße vom Krenzungspunkte mit der
Gersthoferstraße bis zum Gersthofer Friedhöfe , ein Teil der nördlichen Grenz¬
mauer und die nordwestliche Grcnzmauer des Gersthofer Friedhofes bis zur
Achse der Czartoryskigasse.

Im Süden:  Die neue Bezirksgrenze , und zwar : die Achse der
Czartoryskigasse bis zur westlichen Bauflucht der Weiskerngasse , die we 'rliche
Bauflucht der Weiskerngafse bis zum Lechnitlpunkte mit der südlichen Baulinie
der projektierten ersten Parallelgasse zur Czartoryskigasse , die südliche Baulinie
der projektierten ersten Parallelgasse zur Czartoryskigasse bis zum Schnittpunkte
mit der westlichen Baulinie der projektierten Verlängerung der Maystallergasse,
die westliche Baulinie der projektierten Verlängerung der Maystallergasse dis
zum Schnittpunkte mit der Besttzgrenze der Vorortelinie der Stadtbahn.

Im Süd - Osten  und Osten:  Die Besitzgrenze der Vorortelinie
der Stadtbahn bis zur Tunneleinfahrt , bei der verlängerten Spöttelgasse die
Achse der Straße (verlängerte Spöttelgasse ) von der Tunneleinfahrt bis zur
Achse der Hasenauerstraße , die Achse der Hasenauerstraße bis zur nordwestlichen
Abgrenzung des Türkenschanzparkes und die nordwestliche Abgrenzung des
Türkcnschanzparkes bis zur Achse der Peter Jordan -Gasse.

Im Nord  e n : Die Bezirksgrenze Ins zur Achse der Schwendenweingasse.

Anhang.
Wiener StadLbibliothek.

Verzeichnis der Neuerwerbungen aus dem Gebiete der Ncchts-
iiud Staatswissenschast

im II Merlelzayre 1913.

Ncchtö - und Vcrwaltungs -'Angclegeuheitcn im allgemeinen.

Rechtspflege , Verfassung und Verwaltung im
allgemeinen.

Anträge — der Kommission zur Förderung der Verwaltungsreform , betreffend
die Reform der rechts - und staatswissenschastlichen Studien . H. Tempsky,
Wien , 1918 . — v 57530.

Aßmann Hans . Die Rechtsstellung des preußischen Bürgermeisters , sowie der;
Beigeordneten . 2. verm . Ausl . G . Ziemsen , Berlin , 1913 . — A 57545.

Bloch Alfred . Normen über die internationalen Rechtsbeziehungen auf dem
Gebiete des Zivil - und Strafrechtes und über den Rcchtshilfevcrkehr mit
dem Auslande, . Von und Dr . Felix Frank . Mauz , Wien , 1910 .. —
4 -57501.

Giorgio , Hans . Bernisches , Gcmeindcsieucrrccht . Stampfli L KowP -, Bern,
, 1912 . - X 57526 . ' / ,
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Forchheimer Karl. Das Baurecht. Zur Einführung des Erbbaurechtes in die
österreichische Praxis . Manz, Wien, 1913. — X 57535.

Gesetzbuch. Allgemeines bürgerliches— für die gesamten deutschen Erbländer
der österreichischen Monarchie. K. u. k. Hof- und Staatsdruckerei, Wien,
1814., - X 57434.

Gesetze, Österreichische—. Manz'sche Taschenausgabe. XV. Bd. — X 582.
Hohn Max. Gesetz über die Reinigung öffentlicher Wege vom 1. Juli 1912

nebst Ausführungsanweisung vom L0. Juli 1912. 2. verm. Aust. M. Galle,
Berlin, 1913. - X 57440.

Hofmannsthal Emil v. Das Recht des Hausbesorgers. Mit einem Borwort
° von Richard Paltis . Manz, Wien, 1913. - X 12844.
Jaekel Reinhold. Statistik und Verwaltung mit besonderer Berücksichtigung

der preußischen Verwaltungsreform. G. Fischer. — X, 57591.
Jarolim Johann . Zur Reform der inneren Verwaltung Österreichs. C. Winiker,

Brünn , 1913. — X 57596.
Kaufmann Al. Theorie und Methode der Statistik. Ein Lehr- und Lesebuch für

Studierende und Praktiker. I . C. B. Mohr, Tübingen, 1913. — 8 57531.
Ledermann Wolter. Die Städtcordnung für die sechs östlichen Provinzen der

preußischen Monarchie . . . erl. v. —. 2. verm. und verb. Ausl., bcarb.
von — und Dr. Ludwig Brühl. I . Guttentag, Berlin, 1913. — X 57491.

Linderberg Georg. Reichsgcwerbcordnnng mit dem Hausarbeit-, Kinderschutz-
nnd Stellenvennittlergesetze. O . Licbmann, Berlin, 1913. — 8 57566.

Neumann-Ettenrcich Robert v. Das österreichische Eherecht. Manz, Wien, 1913.
- X 57451.

Niestroj. Die Berufsvormundschaftund ihre Probleme. G. Ziemsen. Berlin,
1913. — X 57518.

Regierungs-Entwurf — eines österreichischen Strafgesetzbuches und einer Ab¬
änderung der Strasprozcßordnung(1912). I . Guttentag, Berlin, 1913. —
.4 57453.

Schager Albin. Einführung in die neue Militärstrafprozeßordnung. Manz,
Wien, 1913. — X 9154.

Schauer Hugo Ritter v. Die Zivilprozeßordnung und Jurisdiktionsnorm vom
1. August 1895, samt Einführungsgesetzen. 5. erg. Aust. Manz, Wien, 1913.
— X 26804.

Wieselthier Wilhelm. Erläuterungen zu dem Gesetz vom 26. April 1912,
R.-G.-Bl. Nr. 86, vom 1. Mai 1912, betreffend das Baurecht. C. Fromme,
Wien und Leipzig, 1913. — X 57491.

Zusammenstellung — der Gesetze und Vorschriften, betreffend den Grund¬
steuerkataster und dessen Evidenzhaltung. Wien, 1912. K. k. Hof- und
Staatsdruckerei. — X 57483.

F i n a n z v erw a l t u n g.
Eickenmcyer Walter. Zur Frage der 2. Hypothek beim privaten großstädtischen

Wohnhausbau und -Besitz in Deutschland. W. Kohlhammer, Berlin, 1913.
— X 57446.

Erläuterungen — zum Zentral-Rechnungsabschluß über den Staatshaushalt
pro 1911. — 8 2745.

Knöpfelmacher Julius . Steuerfreiheiten und Steuerbegünstigungen bei Bau-
führungen. R , Papauschek, Mähr.-Ostrau, 1913. — X 57558.

ThcisenW. Die Reichs-, Staats - und Kommunalabgaben. C. Heymann,
Berlin, 1913. - X 57527.

WeinsteinS . Städtische Finanzsorgen. Ursachen und Mittel zu ihrer Be¬
seitigung. G. Fischer, Jena , 1913. — X 57598.

Handel , Gewerbe und Industrie.
Baernreither I . M. Handelspolitische Ausblicke. Vortrag, gehalten im Indu¬

striellen Klub zu Wien. Manz, Wien, 1913. — X 57454.
Gewerbeförderungsaktionen. Die — der Landesverwaltung des Erzherzogtums

Österreich unter der Enns . Wien. — X 24725.
Koring Erwin. Zur Frage der Fabriksorganisation. Verlag der Export¬

akademie. Wien, 1913. — X 57580.
Kulemann W. Die Berufsvereine. L. Simion's Nachf, Berlin. V. Bd. 1913.

- -4 57544.
Poerschke Stephan Die Entwicklung der Gewerbeaufsicht in Deutschland.

2. Verb. u. erw. Aufl. G. Fischer, Jena , 1913. — .4 57562.
Schima Karl. Beurteilung der Feuersgefahr der versicherten Gegenstände und

Betriebe. Verl, der Exportakadcmie, Wien, 1912. — X 8238.
Versicherungsunternehmungen. Die Privaten — in den im Reichsrate ver¬

tretenen Königreichen und Ländern i. I . 1910. — 8 38571.

Sozialpolitik.
Arbeitsnachweis-Kongreß. 7. deutscher—. Stenogr. Bericht. 19. bis 2l . Sep¬

tember 1912. C. Hegmann, Berlin, 1913. Schriften des Verbandes
deutscher Arbeitsnachweise Nr. 11. — X 57498.

Becker Ötto. Die gesetzliche Regelung der Arbeitsvermitilung in den wichtigsten
Ländern der Erde. Von — und Dr. Ernst Bernhard. C. Heymann, Berlin,
1913. — X 57499.

Biget Henri. 8s loAsmaut eis I'ouvrisr. Ltuäs äs la Isolation äs8 üabi-
tations L boo marod« «n Francs st a I'stranAsr. llouvs st 6is ., Paris,
1913. — X 51987.

Bonnevay L. 8es üabitatioiw ä bou marciis. H. Dunod und E. Pinat.
Paris , 1912. — X 55303.

Ferenczi Emmerich. Die Arbeitslosigkeit und die intern. Arbeiterwanderungcn.
G. Fischer, Jena , 1913. — X 57595.

JaeschkeE. Leitfaden für die Einrichtung und Verwaltung von mittleren und
kleineren Volks- und Schulbüchereien, Krciswanderbibliothcken und Lese¬
zimmern in Stadt und Land. G. I . Göschen, Berlin und Leipzig, 1913.
— X 8377.

KuczynskiR. Arbeitslohn und Arbeitszeit in Europa und Amerika 1870—1969.
I . Springer, Berlin, 1913. — 8 57600.

Maroi Lanfranco. II prodlsma äslls abitarüvni popoiari. 8tuäio eoonomieo
— soeials eon prskaeions 61 Napoleons 6ola)anni. Milano, 1913. —

.4 57568.
Saud Eduard Wilhelm. Die Ursachen der Teuerung. DunckerL Humblot,

München und Leipzig, 1913. — X 57416.
Schönbauer Franz. Das Kinderkrankenhaus. Studien über einige Fragen des

Baues, der Einrichtung und des Betriebes. A. Hölder, Wien u. Leipzig,
1913. - X 23581.

Volkswirtschaftslehre.
Borchard Kurt. Die Wirkungen der Getrcidezölle auf die Getreidepreise. Mit

einem Anhang: Die Gregory Kyng'sche Regel R. Trenkel, Berlin, 1913.
— X 57493.

Brezigar Emil. Vorboten einer Wirtschaftskrise Deutschlands. Puttkammer
u. Mühlbrccht, Berlin, 1913. — X 57549.

Dopsch Alfons. Die Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit vornehmlich in
Deutschland. H. Böhlau, Weimar, 1912/13. 2 Teile. — X 57561.

Eschwcge Ludwig. Boden- und Hypothekenprobleme. Kritische Abhandlungen.
G. Fischer, Jena 1913. - X 57537.

Jacob Eduard. Volkswirtschaftliche Theorie der Genossenschaften. W. Kohl¬
hammer, Berlin, 1913. — X 57445.

Kobatsch Rudolf. Wegweiser durch die Wirtschaftsverhältnisse von Österreich.
Bearb. von —. Weltreise-Verlag, Berlin. — X 57465.

Schermann Heinrich. Grundzüge der Bildung der Bodenpreise und des Wert¬
zuwachses. I . Braun, Karlsruhe, 1913. — X 57564.

Schuster Adolf N. Die argentinische Fleischindustrie. Josef C. Huber, Dießen,
1913. - 8 57567.

Schwiedland Eugen. Die Volkswirtschaft unter dem Einfluß der Umwelt.
Vortrag. Manz, Wien, 1913. — X 57543.

Sombart Werner. Studien zur Entwicklungsgeschichte des modernen
Kapitalismus. 1. u. 2. Bd. Duncker L Humblot, Leipzig, 1913. —
X 57528.

« . Gemeindeverwaltung.
Beard Charles A. Xmsrioau oitzs Aovsrumsnt a survs^ ok nsvvsr tsnclsn-

ei«8. T. Fisher, London 1913. — X 57516.
Cadoux Gaston. 8a vis <ls8 ^ranäe8 capitales. lltuäss eomparativss 8nr

8onär68-8aii8 -8srIill -Visnll6-8om6. 2. säition . Berger-Levrault, Paris,
1913. — X 57560.

Gabalda Josef. 8ss plan« ä'amsuaAsmsnt st cl'exteimion äss villss.
Lyon, A. Rey, 1913. - X 57539.

Gold Josef. Zur Entwicklung und Organisation der städt. Berufsvormund¬
schaft in Wien. Selbstverlag der Zeitschrit für Jugendschutz und Jugend¬
fürsorge. — X 57579.

Herold Robert. Städtische Verkehrspolitik. Vorgetragen von —. O. Füßli,
Zürich, 1913. 13. Heft der schweizerischen Verwaltungskuude. —
X 57452.

Kampffmeyer Hans. Die Garteustadtbewegung. 2. Aufl. B. G. Teubner,
Leipzig, Berlin, 1913. — X 57464

Milchversorgung. Die — in den Großstädten. Vorträge von Prof. Dr . Schloß¬
mann, Direktor Müller, Molkerei-Instruktor Schwarz. M. u. H. Schaper,
Hannover, 1913. — 8 75570.

Munro William Bennett. 8üs üovsrnmsnt ok Xme,i>an oitiss. 1'irs
Nacmillan comp. New-Aork, 1913. — X 57518.

Rupp Fritz. Der allgemeine Bebauungsplan mit besonderer Beziehung
auf Frankfurt a. M. Mahlau u. Waldschcidt. Frankfurt a. M., 1913. —
X 57529

Schlüsselbarth Dietrich. Hausmeister- u. Sperrstundgfrett. Eine Großstadtfrage.
Bearbeitet von —. Sallmayer, Wien. — 8 57488.

Verzeichnis— der Wühler, für die Neuwahl der Bezirlsvcrtretungim Jahre
1913. — 6 3598.

<1. Städtische Unternehmungen.
Schmit Eric. Organisation äss bursaux 4s plassmsnt munieipaux. Rousseau,

8a,is . 1913. - X 57550.

I». Vcrwaltnngsberichte , Statistik , Voranschläge und RechnnngS-
nbschlüsse der Städte.

Aachen. Haushaltsetat pro 1913. — 8t 17604.
Altona. Haushaltsplan pro 1913. — 8t 22780.
Augsburg. Voranschlag pro 1913. — 8t 30743.
Berlin. Haushaltsetat pro 1913 — 8t 17641.
— Jahresabschluß Pro 1911. — 8t 17640.
— Personalnachweisung der Berliner Gemeindeverwaltung pro 1913 —

X 47456.
Bern. Verwaltungsbericht pro 1912. — 8t 17954.
Braunschweig. Haushaltsplan pro 1913/14. — 8t 30726.
Darinstadt. Verwaltungsbericht pro 1911. — 8t 30727.
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Dortmund . Haushaltsplan Pro 1913 . — 8t 55996.
Essen . Statistisches Jahrbuch . 5 . Jhrg . 1911 . — 8t 54816.
Frankfurt a . M . Haushaltsplan 1913/14 . — 8t 21723.
Freiburg i. Br . Voranschläge pro 1913 . — 8t 31898.
Genove . 8uäxot äs lg, villo äs — . Lrsroios äs 1913 . — 8t 17743.
— Oompts i snäu äs 1'säwinistration munioipals psnäant I'annss 1912 —

8t 22204.
Hamburg . Verhandlungen zwischen Senat und Bürgerschaft pro 1912 samt

Haupt -Register pro 1901 — 1910 . — 8t 17797.
— Protokolle und Ausschußberichte der Bürgerschaft pro 1912 . — 8t 17798
— Staatshaushaltsabrechnung über das Jahr 1912 . — 8t 17800
Hannover . Haushaltspläne pro 1913/14 . — 8t 22141.
Hildesheini . Haushaltsplan vro 1913 . — 8t 30729.
Karlsruhe . Voranschlag pro 1913 . — 8t 21718.
Kiel . Jahresbericht der städt . Licht- und Wasserwerke pro 1911 . - 8t 55080.
Köln . Haushaltsplan pro 1913/14 . — 8t 21719.
— Jahresabschlüsse pro 1911 . — 8t 17638.
Königsberg . Etat pro 1913 . — 8t 83135.
— Verwaltungsbericht pro 1911 . — 8t 33136.
Lausanne . Rapport äs ^ s8tiou äs lg munioipglits äs — an ooimsil

eommunal pour i'annäs 1912 . — 8t 54821.
Lübeck. Verwaltungsbericht pro 1911 . — 8t 37993.
Lüneburg . Haushaltsplan pro 1913 . — 8t 30732.
Mühlhausen . Budget pro 1913 . — 8t 54822.
Nürnberg , Voranschlag pro 1913 . — 8t 30974.
— Bericht über die Gesundheitsverhältnisse pro 1911 . — X 33033.
— Mitteilungen des statistischen Amtes der Stadt — . Heft 4 . - X 57019.
Paris . Luä ^ st äs l ' sxercics 1912 . — 8t 17636.
— Oompts Zänöral äso recsltss «t ääpsnsss pour I'anvss 1910 . — i t

17635.
— Xnnnaire gtgtistigus pour l ' -rnnäe 1909 . — 8 18975.
— (lonssil munioipgl . Xnnäs 1911 . — 8t 17634.
Stettin . Stadthaushalt pro 1913/14 . — 8t 30700.
Tilsit . Haushaltsplan pro 1913 . — 8t 54660.
— Bericht des Magistrates über die Verwaltung Pro 1911/12 . — 8t 28271.
Ulm . Voranschläge pro 1913 . — 8t 33225.
Wien . Hauplvoranschlag pro 1913 . — 8t 19131.
— Statistisches Jahrbuch pro 1911 . — 6 4635.
Wittenberg . Etat der Stadt — pro 1913 . — 8t 30701.
Wolfenbüttel . Haushaltsplan pro 1913/14 . — 8t 30777.
Zürich . Statistik Nr . 14 . — 6 41804.

Periodische Publikationen.

Arbeitsstatistisches Amt . Sitzungs -Protokolle des ständigen Arbeitsbeiratcs pro
1908 , 1909 , 1910 und 1911 - 8 36197.

Archiv des öffentlichen Rechtes . Gesamtregister über die Bände I —XXV . —
V 18368.

Bibliographie der Sozialwissenschaften 1913 . — 8 44182.
Blätter für die gesamten Sozialwissenschaften 1913 . Abt . X und 8 . —

6 44182.
Budwinski , Sammlung der Erkenntnisse des k. k. Verwaltunasaerichtshofes.

XXXVI . Jahrg . 1912 . - X 1417.
Gemeinde , Die —. Monatsschrift für sozialdemokratische Kommunalpolitik.

I . Jahrg . I9l3 . - 8 57456.
Gesetzbuch, Schweizerisches . IV . Johrg , 913 . — X 50309.
Jahrbuch des k. u. k. auswärtigen Dienstes Pro 1913 . — X 35101.
Jahrbuch der Gesellschaft Lsterr.' Volkswirte pro 1913 . — X 57180.
Jahrbuch für Landeskunde von Niedcrösterrcich . XI . Jahrg 1912 . — X 14335.
Jahrbuch des öffentlichen Rechtes . VII . Bd . - 8 50338.
Jahrbuch , Statistisches - deutscher Städte . XIX . Jahrg . 1913 . — X 19064.
Jahrbücher , Württembergischc — pro 1911 . — 8 28061.
Illustrationen zur Teuerungsfrage . Verl . v. Kober , Basel 1911 . I .. II .,

III . Heft . — 57553.
Landesgesetz und Verordnungsblatt für Niederösterreich 1912 . — 8 14.
Lübeck, Sammlung der Gesetze von — . 79 . Bd . 1912 . — X 25969.
Reichsgcsctzsammluug , Ungarische , für das Jahr 1911 . — X 47182.
Review , Itis tovn pla niux — II ., III . und IV . vol . 1911 , 1912 und 1913.

- X 57415.
Schriften über Verkehrswesen . I . R . Heft 9. — X 38410.
Stammhammer Josef . Bibliographie der Sozialpolitik . Fischer, Jena . Bd . 1912.

— 8 31810.
Studien , Wiener staatswissenschaftliche . Bd . 21 , Heft 3. — X 32710.
Verhandlungen der I . österr . Gartenbauwoche vom 9. bis 14 . Dezember 1912.

Verl , der k. k. Gartenbaugesellschaft , Wien . — X 57469.
Verhandlungen des III . deutschen Städtetages am II . u . 12. September 1911

zu Posen . - 0 56011.
Verordnungsblatt für den Dienstbereich des k. k. n .-ö. Landesschulrates Pro

1911 u . 1912 . - 8 50227.
Verordnungsblatt des k. k. Ministeriums des Innern XII . Jahrg . 1912 . —

8 37393.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- « nd Verordnungsblatts für Österreich unter
der Enns im Jahre 1912 publizierten Gesetze

und Verordnungen.
X. Rcichsgesehbtatt.

Nr . 140 . Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 19 . Juni 1913. betreffend bieder
Internationalen Union zum Schutze des gewerblichen Eigentumes und die dem
Madrider Abkommen, betreffend die internationale Markenregistricrung ange-
hörcnden Länder.

Nr . 141 Verordnung der Minister der Justiz
und der F nanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe vom 9 . Juli 1913,  womit die Vorschriften der
Just ultionen für die gerichtlichen Depositenämtcr über die Bezeichnung der
Wertpapiere abgeänderl werden.

Nr . 142 Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 9 . Juli 1913 . betreffend die Errichtung eines Hauptzollamtcs
in Regcnsburg (Bayern ).

Nr . 142 « Ge fetz vom 11 . Juli 1913 , womit die
Strafprozeßordnung vom 23 . Mai 1873 , R .-G .-Bl . Nr . 119, ergänzt wird.

Nr . 144 . Gesetz vom 12 . Juli 1913 , zur Abänderung
des Gesetzes vom 18. April 1869 , R .-G .-Bl . Nr . 44 , betreffend die Organisation
des Reichsgerichtes , das Verfahren vor demselben und die Vollziehung seiner
Erkenntnisse.

Nr . 145 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 14 . Juli 1913, betreffend die Ermächtigung des königlich ungarischen
Hauptzollamtes II . Klasse in Ujvidsk zur Abfertigung lebender Pflanzen.

Nr . 148 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern vom 22 . Juli 1913, wirksam
für das Königreich Galizien und Lodomerien mit dem Großherzogtume Krakau,
womit Durchführungsbestimmungen zum Gesetze vom 2. Jänner 1913 , R .-G .-Bl
Nr . 3, betreffend die Errichtung von Jngenicurkammern , erlassen werden.

Nr . 14V . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern vom 23 . Juli 1913, wirksam
für das Herzogtum Bukowina , womit Durchführungsbestimmungen zum Gesetze
vom 2. Jänner 1913 , R .-G .-Bl . Nr . 3, betreffend die Errichtung von Ingenieur-
kammern , erlassen werden.

Nr . 148 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern vom 23 . Juli 1913, wirksam
für das Herzogtum Schlesien , womit Durchführungsbestimmungen zum Gesetze
vom 2. Jänner 1913 , R .-G .-Bl . Nr . 3, betreffend die Errichtung von Jngenicur-
kammcrn , erlassen werden.

Nr . L40 Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern vom 23 . Juli 1913, wirksam
für die Herzogtümer Steiermark und Kärnten , womit Durchführungs¬
bestimmungen zum Gesetze von, 2 . Jänner 1913 , R .-G .-Bl . Nr . 3, betreffend
die Errichtung von Jngenicurkammern , erlassen werden.

Nr . ISO . Kaiserliches Patent vom 26 . Juli 1913,
betreffend die Auflösung des Landtages des Königreiches Böhmen.

Nr . ISI . Gesetz vom 6. Juli 1913 , betreffend die Be¬
freiung der Noischlachtungen von der Fleischsteuer.

Nr . 1S2 . Verordnung derMinisterienderFinanzen
und des Ackerbaues vom 9. Juli 1913  zum Vollzüge des
Gesetzes vom 6. Juli 1913 , N -G . Bl . Nr . 151 , betreffend die Befreiung der
Notschlachtungcn von der Fleischsteuer.

Nr . 152 . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche Arbeiten
vom 17 . Juli 1913,  betreff ,nd die Zeugnisse der Frauengewerbe-
schule für Weißnähen lind Kleioeunachen der Gesellschaft für erweiterte Frauen-
bildung und Frauenberufe n Baden.
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Nr . 154 Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht und des Finanzmmisters vom 18 . Juli
1913 , womit dcr Betrag der fassionsmäßigm Ausgabspost für die Führung
des Dekanatsamtcs in Ansehung des neu errichteten Dekanates Olpiny in der
römisch-katholischen Diözese Przcmyil festgesetzt wtzd.

Nr . 155 . Kundmachung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht vom 24 . Juli 1913 , betreffend
die Abänderung zahlreicher Bestimmungen der evangelischen Kirchenverfassung
vom 9. Dezember 1891 , R .-G .-Bl . Nr . 4 e-x 1892.

Nr . 150 . Verordnung der Ministerien des Innern,
für Kultus und Unterricht und der Justiz vom
25 . Juli 1913 , betreffend die Befugnis des souveränen Malteser-Ritler-
Ordens zur Veräußerung und Belastung seines unbeweglichen Vermögens.

Nr . 157 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 25 . Juli 1913 , betreffend die Ermächt gung des Rebcnzollamtes
II . Klasse in Schalkhof zur Ansfnhrbehandlung von Zucker.

Nr . 158 . Verordnung der Ministerien derFinanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 26 . Juli 1913,
betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Durchlührungsvorschrift
zum Zolltarifgesctze vom 13. Februar 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 22, und der Er¬
läuterungen zum Zolltarife.

Nr . 158 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 25 . Juli 1913 , betreffend die Reaktivierung der Zollexpositur
auf dem Bahnhofe in Tarnopol.

Nr 10V. Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 8. August 1913,
mit welcher die Ein - und Durchfuhr gewisser Waren und Gegenstände aus
Serbien und Bulgarien verboten , beziehurgsweise beschränkt wird.

Nr . 101 . Verordnung des M i n i st e rs für
Kultus und Unterricht und des Finanzministers vom
29 . Juli 1913 zur Durchführung des Gesetzes vom 7. Mai 1874,
R .-G .-Bl . Nr . 51 , über die Religionsfondsbeiträge für das Dezennium 1911
bis 1920.

Nr . 102 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 31 . Juli 1913 , betreffend die Konzessionierung einer schmal¬
spurigen Kleinbahn in Klagenfurt und Umgebung.

Nr . 103 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 9. August 1913 , womit die Ver¬
ordnung des Ackerbauministeriums vom 9. Jänner 1904 , R .-G .-Bl . Nr . 6,
betreffend die Bezirke und Standorte der Revierbergbeamten , abgeändert wird.

Nr . 104 . Verordnung der Ministerien des
Innern , des Handels und der Finanzen , vom
14 . August 1913 , mit welcher die Ein - und Durchfuhr gewisser
Waren und Gegenstände aus Rumänien verboten , beziehungsweise be¬
schränkt wird.

L. Landrsgesetz- und Verordnungsblatt.
Nr. 85 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 2. Juli
1913 , Z . XI b - 18 8/2 , betreffend die der Gemeinde St . Veit an der
Gölsen erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen in den nach Rainfeld ein¬
geschulten Gemeindeteilen.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 10 . Juni
1913 , Z . X - 191/14 , betreffend die Verlautbarung des von der Ge¬
meinde Neuhofen an der Abbs mit dem Landes -Ausschusse des Erzherzogtumes
Österreich unter der Enns und der k. k. Staatsverwaltung im Sinne des 8 6
des Landes -Gcsetzes vom 19. Juli 1912, L.-G .-Bl . Nr . 159, betreffend die
Regulierung des Zauchbachcs in der Gemeinde Neuhofen an der Ubbs abge¬
schlossenen Übereinkommens.

Nr. 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 ! . Mai 1913 , A . XI b -359/4 , betreffend die der Gemeinde Wetz-

! lcinsdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung von IM Prozent dcr direkten
steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen für die Steuerqemeinde
Klein -Ebersdmf

Nr . 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1 ? - Juni 1913 , A . XI d -493/I , betreffend die der Gemeinde Limbach
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen für das Jahr 1913.

Nr . 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. >zuli 1913 , A . Xl - b 185/4 , betreffend die der Gemeinde
Hainfeld in Nicderösterreich erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen in den nach
Nainfeld eingeschulten Gemcindeteilen.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8.  Juli 1913, F . XI b- 629/1 , betreffend die der Gemeinde Blumen-
lhal ertei te Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1913 übelsteigenden Umlagen.

Nr. 81 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . -BUli 1913 , A . XI d 468/3 , betreffend die der Gemeinde
Groß -Ebersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 3 L 40 tr per Hektoliter für die Jahre 1913 und 1914.

Nr . 82 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8. ẑuli 1913, F . XI d-633/1 , betreffend die der Gemeinde Grün¬
bach am Schneeberg erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . ^ >uli 1913 , A . XI d - 634/1 , betreffend die der Gemeinde Haßbach
erteilte Bewilligung zur Einhebung von IM Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 8. Juli
1913 , A. Xld -478/2 , betreffend die der Gemeinde Hernstein erteilte
Bewilligung zur Einhebung von IM Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 85 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . >zuli 1913 , A . XI d -635/1 , betreffend die der Gemeinde Mauer¬
bach erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich uuter der Enns vom 8. Juli
1913 , A. XI d-637/1 , betreffend die der Gemeinde Ober-Piesting er¬
teilte Bewilligung zur Einhebung von IM Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 8. Juli
1913 , Z . XI d-482/1 , betreffend die der Gemeinde Rutzendorf er¬
teilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. 88 . Kundmachung der k. k. niederöster¬
reichischen Finanz -Landes -Direktion vom 10 . Juli
1913 , Z . I V- 146/3 , betreffend die Umwandlung des k. k. Verzehrungs¬
steuer-Linienamtes Oberlaa in eine Expositur.

Nr. 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 11 . Juli
1913 , Z . XI b 477/2 , betreffend die der Gemeinde Gaiselberg erteilte
Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres
1913 übersteigenden Umlagen.
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Nr . 10V . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der EnnS vom 15 . Juli
1913 , Z . XI 5 638/1 , betreffend die der Gemeinde Vestenöttittg erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres
1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 101 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 16 . Juli
1913 , A . XI 5 723/9 , betreffend die der Gemeinde Weidling erteilte
Bewilligung zur Einhebung eiwr Verschönerungstoxe und die hiesür erlassenen
Einhebungsvorschriften.

Nr . 102 . Gesetz vom 4 . Juli 1913 , womit der Stadt¬
gemeinde Mautern in Niederösterreich die Bewilligung zur Einhebung von
Wassergebühren erteilt wird.

Nr . 104 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 8 . Juli
1913 , Z . XI 5-519/4 , betreffend die der Gemeinde Feistritz am Wechsel
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der dirckreu Steuern des
Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 104 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
12 . Juli 1913 , Z . 6 I L- 424 , betreffend die Enthebung, beziehungs¬
weise Ernennung eines k. k. Dampfkesselprüfungs -Kommissärs für den Aufsichts-
bezirk I von Wien und die Enthebung eines Prüfungs -Kommissärs für Dampf¬
betriebswärter.

Nr . 10S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . Juli 1913 , A. XI d 479/3 , betreffend die der Gemeinde Königs¬
brunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1912 übersteigenden Umlagen.

Nr . 106 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Juli 1913 , Z . Vl-1417/1 , betreffend die der Gemeinde
Berndorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Beerdigungsgebühr von
30 L.

Nr . 107 . Gesetz vom 15. Juli 1913 , betreffend die Er¬
mächtigung zur Erhöhung des Zinsfußes für den noch unbehobenen Rest des
360 Millionen Kronen -Anlehens.

Nr . 108 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Juli 1913 , Z . XI d 661/1 , betreffend die der Gemeinde Allent¬
steig erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 160 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Juli 1913, Z . XI 5 - 667/1 , betreffend die der Gemeinde Goggitsch
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . RIO. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24.  Juli 1913, XI 5 - 662/1 , betreffend die der Gemeinde
Müggendorf erteilte Bewilligung zur Einhebnug von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 111 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Juli 1913 , Z . XI 5-630/2 , betreffend die der Gemeinde Fuchsen-
bigl erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 112 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Juli 1913 , Z . XI 5 700/1 , betreffend die der Gemeinde Haders¬
feld erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 118 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Juli 1913 , Z . XI 5 -481/2 , betreffend die der Gemeinde Moll¬
mannsdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 114 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Juni 1913 , Z . XI 5-583/3 , betreffend die der Gemeinde Waid¬
mannsfeld erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 19 t3 übersteigenden Umlagen.
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